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Vorwort 3

Vorwort

Fünf Jahre «Griechenland-Rettung»: Im Früh-
jahr 2010 bewahrten die EU-Staaten und der 
Internationale Währungsfonds (IWF) die grie-
chische Regierung vor der Zahlungsunfähig-
keit. Fünf Jahre und zwei Kreditprogramme 
später ist Griechenlands Wirtschaft ruiniert, 
die Bevölkerung verarmt und der Staat weiter 
zahlungsunfähig. In Athen ist seit Januar 2015 
eine neue Regierung an der Macht, die sich 
gegen die Auflagen der Gläubigerinstitutio-
nen wehrt. Die Kreditgeber – EU-Staaten und 
IWF – dagegen bestehen darauf, dass Grie-
chenland die vereinbarten Auflagen einhält 
und weiter eisern spart. In den Gläubigerlän-
dern wird darüber gestritten, ob Griechenland 
weitere Kredite überhaupt verdient, ob sie nö-
tig sind und wer dafür zahlen soll. In Deutsch-
land herrscht die Meinung vor, Griechenland 
sei selbst schuld an seinem Elend: Erst ha-
be sich das Land in die Euro-Zone gemogelt, 
dann habe die Regierung zu viel ausgegeben, 
und überhaupt hätten die Regierten zu wenig 
gearbeitet. 
Genährt werden solche latent nationalisti-
schen Deutungsmuster von deutschen Politi-

kern und den Medien, die entsprechende «Lö-
sungen» der Krise vorschlagen: Die Griechen 
müssten mehr sparen, mehr arbeiten und ihr 
öffentliches Eigentum verkaufen – und wenn 
das alles nichts hilft, müsse Griechenland 
eben raus aus der Euro-Zone. Das Dumme da-
ran: Weder sind die genannten Ursachen der 
Krise zutreffend noch die Auswege zielfüh-
rend.
Die vorliegende Broschüre widmet sich im 
ersten Teil der Lage seit dem Regierungsan-
tritt von Syriza. Hier soll geklärt werden, was 
das Linksbündnis will, warum die Bundesre-
gierung sich dagegen wehrt und wer welche 
Machtmittel auf seiner Seite hat. Im zweiten 
Teil wird ein Blick zurück auf die Ursachen der 
Griechenland- und Euro-Krise geworfen. An-
hand der Kritik gängiger Mythen soll wider-
legt werden, dass die «faulen» und «gierigen» 
Griechen selbst an der Misere schuld sind. Im 
dritten Teil schließlich wird anhand der «Eu-
ro-Rettung» das Programm skizziert, mit dem 
die Euro-Zone stabilisiert und in ein «Paradies 
der Gläubiger» (Mark Blyth) verwandelt wer-
den soll.



4 Teil I: Syriza und der Aufstand gegen das Sparregime

Teil I: Syriza und der Aufstand 
gegen das Sparregime

Im Zuge der globalen Finanzkrise ab 2008 ge-
riet Griechenland unter den Druck der Finanz-
märkte. Angesichts der – im Vergleich zu an-
deren Ländern – relativ hohen Staatsschulden 
galt das Land bei Investoren ab Herbst 2009 
als unsichere Anlagesphäre. Folge: Für neue 
Kredite verlangten die Anleger immer höhe-
re Zinsen von Athen. Da die steigenden Zin-
sen gleichzeitig die Lage Griechenlands ver-
schlechterten, zogen die Zinsen noch mehr 
an. Ein Teufelskreis. Anfang 2010 sah sich die 
griechische Regierung nicht mehr in der La-
ge, neue Kredite an den Finanzmärkten auf-
zunehmen. Damit drohten eine Staatspleite 
und ein Zahlungsausfall bei griechischen An-
leihen, in die auch französische und deutsche 
Banken stark investiert hatten. Um die Pleite 
zu verhindern und eine Ausbreitung der Krise 
auf andere Euro-Länder zu verhindern, spran-
gen EU, EU-Staaten und Internationaler Wäh-
rungsfonds (IWF) ein: In den letzten vier Jah-
ren gaben sie Griechenland Kredite über 230 
Milliarden Euro. Im Gegenzug verlangten sie 
harte Sparmaßnahmen, die Entlassung Zehn-
tausender Staatsangestellter, sogenannte 
Strukturreformen, Privatisierungen, die Sen-
kung des Lohnniveaus, eine Schwächung der 
Gewerkschaften und so weiter. Griechenland 
folgte weitgehend den Forderungen. Im Er-
gebnis verschlimmerte sich die Krise. 
Im Zuge der Neuwahlen Anfang 2015 kam 
das Linksbündnis Syriza in Athen an die 
Macht und forderte das europäische Estab-
lishment heraus. Es folgte weder der gelten-
den Kleiderordnung – Ministerpräsident und 
Finanzminister trugen keine Krawatten und 
steckten das Hemd nicht in die Hose – noch 
den Forderungen der Gläubiger. Syriza kriti-
sierte die fortgesetzte Kürzung von Staats-
ausgaben und Löhnen, forderte Sozialpro-
gramme, eine Abmilderung der Sparpolitik, 

eine Überprüfung der Privatisierungspläne 
und einen Schuldenschnitt. Die Gläubiger 
lehnten das ab, vor allem die Bundesregie-
rung zeigte sich unnachgiebig. Dem Regie-
rungsantritt von Syriza folgte in Deutschland 
eine Medienkampagne gegen Griechenland: 
Das Wochenblatt Die Zeit nannte Minister-
präsident Alexis Tsipras einen Verführer, das 
Magazin Der Spiegel einen Geisterfahrer. Die 
griechische Regierung wolle «Europa aus-
nehmen wie eine Weihnachtsgans», war in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zu lesen, 
und die Bild-Zeitung wütete: «Die griechische 
Regierung ist ein Haufen durchgeknallter Po-
lit-Anfänger. Ihr Grundsatz lautet: Wir wol-
len alles! Neues Geld und Schuldenschnitt. 
Sie bekommen gar nichts! Das hat der Rest 
Europas ihnen klargemacht. Andere Staaten 
haben sich krummgelegt – auch für die Grie-
chen. Doch ihre Steuerzahler sind nicht mehr 
bereit, für die Handaufhalter in Athen auf ih-
ren kleinen hart erarbeiteten Wohlstand zu 
verzichten.» Was ist dran an den Beschimp-
fungen – und was an den Forderungen von 
Syriza?

Warum Syriza einen  
Politikwechsel in Griechen­
land fordert
Griechenland hat in den vergangenen vier 
Jahren das härteste Sparprogramm verfolgt, 
das ein westlicher Staat in Friedenszeiten je-
mals aufgelegt hat. Die staatlichen Gehalts-
zahlungen gingen zwischen 2009 und 2013 
um fast 30 Prozent zurück – von 31 auf 22 Mil-
liarden Euro. Die Ausgaben für Waren und 
Dienstleistungen halbierten sich, die Sozial-
ausgaben schrumpften innerhalb von nur vier 
Jahren um mehr als ein Viertel – und das mit-
ten in einer Wirtschaftskrise, in der ein Staat 
eigentlich seine Ausgaben erhöhen müss-
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te, um das Schrumpfen der Privatwirtschaft 
und die wachsende Armut aufzufangen. Das 
Haushaltsdefizit ist fast verschwunden, die 
Regierung macht kaum noch neue Schulden. 
Zudem sind durch die Arbeitsmarktreformen 
die Lohnstückkosten drastisch gesunken. 
So weit der «Erfolg». Der Preis: Die Wirt-
schaftsleistung ist um ein Viertel geringer 
als vor der Krise und den Sparprogrammen. 
Zum Vergleich: Die griechische Wirtschaft 
ist damit seit 2007 stärker geschrumpft als 
die Deutschlands in den sieben Jahren von 
1913 bis 1920, also während des Ersten Welt-
kriegs und der Nachkriegskrise. Die inländi-
sche Nachfrage ist in Griechenland bis Ende 
2014 um etwa 30 Prozent eingebrochen. Das 
durchschnittliche Jahreseinkommen eines 
Griechen sank von 14.000 Euro um ein Drittel 
auf 9.300 Euro. Griechenlands Staatskonsum 
ist um 40 Prozent zurückgegangen, die Unter-
nehmensinvestitionen sanken um 70 Prozent. 
Ein Viertel der Griechen ist arbeitslos, zwei 
Drittel davon sind Langzeitarbeitslose, die kei-
ne Arbeitslosenunterstützung mehr erhalten. 
Jeder zweite Jugendliche sucht einen Job, 

erwerbstätige Jugendliche sind zu 21 Pro-
zent befristet und zu 26 Prozent in Teilzeit be-
schäftigt. Die Armutsquote lag 2013 offiziell 
bei 26 Prozent, wobei die Einkommensgren-
ze, ab der jemand als arm gilt, seit 2009 von 
6.900 auf 5.000 Euro pro Jahr gesenkt wor-
den ist. Immer mehr Menschen fehlen aus-
reichend Mittel für Nahrung, Strom, Heizung 
und Wohnung. Zugang zu ärztlicher Versor-
gung haben Millionen Griechen nun noch in 
Notfällen. Ein Viertel aller Athener Kinder geht 
hungrig zur Schule.1 Doch hat alles Sparen 
nichts genützt: Trotz eines Schuldenerlasses 
von 100 Milliarden Euro sind die griechischen 
Staatsschulden weiter gestiegen. 2010 lagen 
sie bei 120 Prozent der Wirtschaftsleistung, 
Ende 2014 waren es fast 180 Prozent. All dies 
ist vor allem ein Ergebnis der Auflagen der EU 
und des IWF.2

Wirtschaftskrise, soziale Katastrophe, stei-
gende Schulden – vor diesem Hintergrund 
fordert Syriza einen Politikwechsel. Denn das 
Programm der Troika ist gescheitert, die Gläu-
biger haben permanent die Wirkungen der 
Sparpolitik unterschätzt. Das belegen die fal-

Abb. 1: Wirtschaftsentwicklung in Griechenland zwischen 2007 und 2014,  
je Quartal in Prozent

Quelle: euro-area-statistics
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schen Prognosen der Troika. Hier nur ein Bei-
spiel: Im April 2011 sagte der IWF für 2011 ein 
Schrumpfen der griechischen Wirtschaft um 
drei Prozent voraus und für 2012 ein Wachs-
tum von einem Prozent. Tatsächlich sank die 
Wirtschaftsleistung in beiden Jahren um je-
weils sieben Prozent.

Warum Syriza die Spar­
auflagen für die nächsten 
Jahre ablehnt
Die Gläubiger-Troika forderte von Griechen-
land nach ursprünglichen Planungen einen so-
genannten Primärüberschuss (Haushaltssal-
do ohne Zinszahlungen) von 3,0 Prozent des 

Abb. 2: Entwicklung der Schuldenquote zwischen 2007 und 2014, 
in Prozent der Wirtschaftsleistung

Quelle: euro-area-statistics
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Quelle: euro-area-statistics

Abb. 3: Entwicklung der Arbeitslosenquote zwischen Mai 2007 und 2014,  
in Prozent
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Bruttoinlandprodukts (BIP) für das Jahr 2015, 
von 4,6 Prozent für die Jahre 2016 und 2017 
und von 4,2 Prozent für die Folgejahre. Das 
heißt: Ohne Zinszahlungen an die Gläubiger 
muss der Staatshaushalt einen Überschuss 
von mehr als vier Prozent des BIP aufweisen, 
und das in den nächsten 20 Jahren. Diesen 
permanenten Überschuss muss das ruinier-
te Griechenland allein für die Schuldenbedie-
nung erzielen. Darüber hinaus soll es laut Troi-
ka-Plan weitere Kredite erhalten – und weitere 
Sparauflagen akzeptieren – ebenfalls um alte 
Schulden zu bedienen. Solch ein Arrangement 
lehnt Syriza ab. Das Bündnis will weniger spa-
ren, um Geld frei zu machen für Sozialausga-
ben und die Förderung der griechischen Wirt-
schaft. «Es geht uns darum, die Sparauflagen 
abzumildern, um Griechenland wieder Luft 
zum Atmen zu geben. Nach geltender Verein-
barung muss Griechenland die nächsten Jah-
re hohe Überschüsse im Staatshaushalt erzie-

len und weitere Kredite aufnehmen. Und wozu 
dienen diese Überschüsse und neuen Kredite? 
Um die aufgelaufenen Schulden zu bedienen! 
Das ist ökonomischer Unsinn. Griechenland 
erhält Milliarden an Hilfen und spart sich ka-
putt, nur um einen Schuldenberg zu bedienen, 
der immer weiter wächst.»3

Was renommierte Ökonomen 
sagen
Nicht nur soziale und politische Bewegun-
gen in ganz Europa kritisieren seit Langem 
die insbesondere von der deutschen Bundes-
regierung vorgegebene Strategie von «Spar-
samkeit» und «Wettbewerbsfähigkeit». Auch 
in den Vereinigten Staaten herrscht vielfach 
Verwunderung: Die Strategie der EU sei öko-
nomischer Irrsinn, sagte Anfang Januar Jo-
seph Stiglitz, Träger des Nobelpreises für Wirt-
schaftswissenschaften. Und der berühmte 
Ökonom und ebenfalls Nobelpreisträger Paul 

Primärdefizit/-überschuss
Zieht man von den jährlichen Einnahmen ei-
ner Regierung die Ausgaben ab, ergibt sich 
ein Minus (Haushaltsdefizit), ein Plus (Haus-
haltsüberschuss), oder der Haushalt ist aus-
geglichen (Einnahmen = Ausgaben). Ein 

Haushaltsdefizit entspricht damit der Neu-
verschuldung eines Staates in einem Jahr. 
Zieht man von den Ausgaben die Zinsaus-
gaben ab, erhält man den Primärsaldo = Ein-
nahmen minus Ausgaben ohne Zinsen.
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Krugman schrieb: «Es ist ja gar nicht so, dass 
Europa eine zwar harte, aber funktionierende 
Wirtschaftsstrategie hätte, die nur von griechi-
schen Wählern bedroht wird. Tatsächlich ist 
Europa in einer Sackgasse. Wenn überhaupt, 
dann tun die Griechen Europa einen Gefallen, 
indem sie es wachrütteln.»4 Die Industrielän-
dervereinigung OECD bezeichnete Europa als 
«das größte Risiko der Weltwirtschaft». Die 
hier zitierte ökonomische Elite kritisiert an der 
Griechenland-Politik der EU allerdings weni-
ger die sozialen Folgen als die Wirkungen auf 
die Konjunktur, also die negativen Folgen für 
das wirtschaftliche Wachstum in Griechen-
land und Europa.

Wie das Wahlprogramm  
von Syriza aussah
Das Programm von Syriza hatte vier Kern-
punkte:
1. � Bekämpfung der humanitären Krise im 

Land. 300.000 arme Haushalte werden 
gratis mit Strom versorgt, Bedürftige erhal-
ten Nahrungsmittelhilfe. Zudem wird die 
grassierende Obdachlosigkeit bekämpft. 
Wohnungslose erhalten eine staatliche 
Wohnungshilfe von drei Euro je Quadrat-
meter und dürfen in die vielen leerstehen-
den Wohnungen einziehen. Rentner, die 
weniger als 700 Euro haben, erhalten künf-
tig 13 Renten pro Jahr anstatt zwölf – vor 
den Sparprogrammen waren es 14.

2. � Problem der privaten Überschuldung: Viele 
griechische Haushalte haben im Zuge von 
Krise und Sparprogrammen hohe Schul-
den angehäuft. Nach Plänen von Syriza soll 
der Schuldendienst der privaten Haushalte 
künftig nicht mehr als ein Drittel des Ein-
kommens betragen. Alle Schulden, die da-
rüber hinausgehen, werden eingefroren, 
bis der Haushalt seinen Schuldendienst 
wieder leisten kann. Die daraus resultieren-
den Verluste bei den kreditgebenden Ban-
ken will der Staat mit Mitteln aus dem Ban-
kenstabilisierungsfonds kompensieren. 

Dieser Fonds verfügt über Geld, das die EU 
Griechenland zur Stützung seiner Banken 
gegeben hat. Hier sind noch rund zehn Mil-
liarden Euro übrig.

3. � Reorganisation des Staates: Darunter fal-
len Maßnahmen wie die Verminderung 
der Ministerien von 18 auf zehn oder die 
Bekämpfung der Korruption und Steuer-
hinterziehung. Dafür sieht sich Syriza gut 
gerüstet. Denn die in den vergangenen 
Jahren schwache Bekämpfung der Steuer-
hinterziehung ist vor allem den herrschen-
den Parteien geschuldet, die Griechenland 
schon seit Jahrzehnten regieren. Sie sind 
laut Syriza fester Bestandteil des Systems 
der Korruption und Vetternwirtschaft. Da-
her fehle der Wille, diese zu bekämpfen.

4. � Wiederbelebung der Wirtschaft und Stär-
kung der Arbeitnehmerrechte: Der Rück-
gang der Löhne soll gestoppt werden, um 
die inländische Nachfrage zu erhöhen. 
Dafür wird der in der Krise gekürzte Min-
destlohn wieder schrittweise von 586 auf 
750 Euro pro Monat erhöht. Zudem wer-
den die Gewerkschaften und das System 
der Flächentarifverträge gestärkt. Um die 
Lohnkosten zu senken, hatte die frühere 
Regierung die Lohnverhandlungen auf die 
Unternehmensebene verlagert, um so die 
Arbeitnehmer erpressbarer zu machen. Sy-
riza verweist jedoch darauf, dass trotz deut-
lich gesunkener Löhne die Exporte Grie-
chenlands nicht gestiegen sind: Ende 2014 
lagen sie acht Prozent niedriger als 2008. 
Statt auf niedrige Löhne setzt das Bündnis 
auf eine Steigerung der Produktivität der 
griechischen Unternehmen durch höhere 
Investitionen, bessere Gesetze, weniger 
Bürokratie und Korruption.

Wie Syriza das Programm 
finanzieren wollte
Laut Berechnungen von Syriza kostet die Um-
setzung eines solchen Programms im ersten 
Jahr zwölf Milliarden Euro. Drei Milliarden Eu-
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ro sollten aus der Eintreibung von Steuerrück-
ständen kommen, die auf 70 Milliarden Euro 
angestiegen sind, weitere drei Milliarden Euro 
aus der Bekämpfung von Steuerhinterziehung 
und Ölschmuggel – die aktuelle Regierung 
schätzt, dass dem Staat dadurch jährlich über 
zwölf Milliarden Euro entgehen. Weitere drei 
Milliarden Euro wollte Syriza aus dem EU-fi-
nanzierten Fonds für die Bankenstabilisierung 
nehmen und drei Milliarden aus EU- Struktur- 
und Investitionsfonds. 

Warum Syriza einen Schulden­
schnitt für Griechenland  
fordert
Griechenland hat von den internationalen 
Gläubigern in vier Jahren rund 230 Milliarden 
Euro an Krediten erhalten – soviel wie noch 
kein Land in so kurzer Zeit zuvor. Dazu kam 
ein Schuldenerlass von 100 Milliarden Euro. 
Gleichzeitig ist die Staatsschuld von 120 auf 
fast 180 Prozent der Wirtschaftsleistung ge-
stiegen. Warum? Das zeigt das Design der 
«Hilfsprogramme» für Griechenland: Von den 

rund 230 Milliarden Euro an staatlichen Kre-
diten (Euro-Rettungsschirm EFSF: 142 Mrd. 
Euro; bilaterale Kredite von EU-Staaten: 53 
Mrd. Euro; IWF: 24 Mrd. Euro) flossen ledig-
lich rund zehn Prozent in den normalen Staats-
haushalt – also in Gehälter, Pensionen, Sozi-
alausgaben, Infrastruktur und so weiter. Der 
Rest ging mehr oder weniger für die Bedie-
nung und Rückzahlung alter Schulden und in 
die Stützung des Finanzsektors.5

Im Gegenzug für die Kredite musste Griechen-
land Spar- und Reformauflagen erfüllen. Diese 
Auflagen würgten die Wirtschaft ab. Das Er-
gebnis: steigende Staatsschulden. Syriza for-
derte daher ursprünglich einen Schuldener-
lass von rund 50 Prozent. Ohne diesen drohe 
Griechenland schon bald die erneute Pleite. 
Auch der Chef des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung, Marcel Fratzscher, plädierte 
dafür, Griechenland die Hälfte seiner Schulden 
zu erlassen.6 Dies träfe vor allem öffentliche 
Gläubiger: Fast 80 Prozent der griechischen 
Schulden liegen heute bei der EU und dem IWF 
(EFSF: 142 Mrd. Euro; EU-Staaten: 53 Mrd. 
Euro; EZB: 27 Mrd. Euro; IWF: 24 Mrd. Euro). 
Der IWF steht einem Schuldenschnitt ebenfalls 
aufgeschlossen gegenüber, ist allerdings nicht 
bereit, auf seine Forderungen zu verzichten.

Warum ein solcher 
Schuldenschnitt nicht 
außergewöhnlich wäre
Auf der Londoner Schuldenkonferenz 1953 
einigten sich die internationalen Gläubiger, 
darunter Griechenland, darauf, der Bundes-
republik rund die Hälfte ihrer Vorkriegs- und 
Kriegsschulden bei Staaten und Privatanle-
gern zu erlassen. Die Restschuld wurde zudem 
mit einer Art «Wachstumsklausel» versehen: 
Der Schuldendienst der Bundesrepublik sollte 
nicht drei Prozent der Exporteinnahmen über-
steigen. Eine ähnliche Klausel fordert auch Sy-
riza für Griechenland. Man sieht: Ob es einen 
Schuldenschnitt gibt, ob Griechenland pleite-
geht oder nicht, ist eine politische Frage.

Abb. 4: Anteile der Gläubiger an  
Griechenlands Staatsschulden

Stand: September 2014 
Quelle: EZB, EFSF, griechisches Finanzministerium
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Argumente gegen einen 
Schuldenschnitt – und 
warum sie wenig taugen
Die EU und insbesondere die deutsche Bun-
desregierung lehnen einen Schuldenschnitt 
ab. So schloss der deutsche EU-Kommissar 
Günther Oettinger einen Schuldenschnitt 
aus, denn dies wäre ein falsches Signal für 
andere Schuldner wie zum Beispiel Portu-
gal. Es werden aber noch ganz andere Ar-
gumente gegen einen Schuldenschnitt vor-
gebracht. Wir stellen hier die gängigsten vor 
und erläutern, was dran ist.

1) «Die deutschen Steuerzahler sollen 
nicht für die Schulden Griechenlands 
bezahlen müssen»
Dazu ist Folgendes zu sagen: Erstens kommen 
die deutschen Kredite an Griechenland nicht 
aus dem Steueraufkommen. Die Bundesre-
gierung hat sich das Geld geliehen und an die 
«Krisenstaaten» weiterverliehen. Die «Krisen-
staaten» zahlen Zinsen dafür. In diesem Sinne 
hat der «Steuerzahler» noch nichts gezahlt.
Zweitens: Ein Schuldenschnitt für Griechen-
land wäre ökonomisch absolut verkraftbar, 

sowohl für die Bundesrepublik als auch für 
die EU. In europäischen Dimensionen be-
trachtet, sind die rund 320 Milliarden Euro 
griechische Schulden Peanuts – sie entspre-
chen etwa drei Prozent der Wirtschaftsleis-
tung der Euro-Zone. Ursprünglich wollte die 
griechische Regierung, dass die Hälfte ihrer 
Schulden gestrichen wird – also ein Betrag, 
der nur 1,5 Prozent der Euro-Wirtschaftsleis-
tung entspricht.
Und überhaupt: Was nutzt es dem «Steuer-
zahler», wenn Griechenlands Pleite nur im-

mer weiter hinausgezögert und sein Elend 
verlängert wird? Und was nutzt es ihm, 
wenn Griechenland definitiv pleitegeht und 
die Schulden gar nicht mehr zurückzahlen 
kann? Letztlich wäre ein Schuldenschnitt 
auch für die deutschen Steuerzahler die bil-
ligere Variante.7

Das Argument «Steuerzahler» sortiert die 
Menschen nach ihrer Nationalität. Nach dem 
Muster: Jeder Steuerzahler soll sich als klei-
ner Finanzminister seines Landes fühlen. Wer 
so denkt, hat die falschen Feinde: die Grie-
chen, Deutschen, Spanier, Portugiesen, Fran-
zosen und so weiter. Und er hat die falschen 
Freunde: seine Regierung und die heimische 
Elite. Der alte Spruch «Die Grenze verläuft 
nicht zwischen Nationen, sondern zwischen 
oben und unten» gilt nach wie vor. Denn tat-
sächlich geht es in den Konflikten in Europa 
nicht um «Griechenland gegen Deutschland» 
oder «Italien gegen Niederlande» etc. Es geht 
um «Arm gegen Reich», um «Lohnabhängi-
ge gegen Kapitalbesitzer» – also darum, dass 
die Ausgaben des Staates die Kapitalbesitzer 
unterstützen sollen, statt soziale Maßnah-
men zu finanzieren. Die normale Bevölke-

rung soll billiger werden, 
sparen, auf Lohn verzich-
ten, mehr arbeiten, wett-
bewerbsfähiger werden 
(siehe «Agenda 2010»), 
um Investitionen in Europa 
rentabler zu machen. Die 

«Euro-Rettung» ist darauf angelegt, Investiti-
onsrenditen zu erhöhen. Dafür müssen die ei-
nen zahlen und arbeiten, die anderen kassie-
ren. Und das in jedem einzelnen Land.

2) «Ein Schuldenschnitt würde doch gar 
nichts bringen»
Das stimmt zum Teil, wenn man nur die 
Schulden Griechenlands bei den EU-Staa-
ten (53 Mrd. Euro) und dem Euro-Rettungs-
schirm (142 Mrd. Euro) betrachtet. Für diese 
Kredite werden Zinsen und Rückzahlungen 

Die «Euro-Rettung» ist darauf angelegt, 
Investitionsrenditen zu erhöhen. Dafür 
müssen die einen zahlen und arbeiten, 
die anderen kassieren.

Teil I: Syriza und der Aufstand gegen das Sparregime
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erst ab dem Jahr 2020 fällig. Nur ein wenig an 
Zinsen muss Griechenland schon jetzt zah-
len, aber es handelt sich hier um Summen, 
die zu vernachlässigen sind. Wenn diese 
Schulden gestrichen werden, verschafft das 
Griechenland in den nächsten Jahren kaum 
Erleichterung. So weit stimmt der Einwand: 
Bei den Schulden von EFSF und EU-Staaten 
bringt ein Schuldenschnitt kurzfristig keine 
Verbesserung. Ab 2020 sieht die Sache na-
türlich auch hier anders aus. Aber schauen 
wir uns an, wie sich die Situation bei den Kre-
diten der anderen Gläubiger darstellt.
Rund 50 Milliarden Euro schuldet Griechen-
land dem Internationalen Währungsfonds 
(IWF) und der Europäischen Zentralbank 
(EZB). Und diese Schulden müssen schon 
jetzt bedient werden: Bereits dieses Jahr 
werden hierfür Zins- und Rückzahlungen in 
Höhe von mehreren Milliarden Euro fällig. 
Hier würde also ein Schuldenschnitt auch 
kurzfristig etwas bringen. EZB und IWF dür-
fen aber laut Statuten die Schulden nicht 
streichen.
Will man diese Statuten nicht ändern, dann 
liegt die Lösung auf dem Tisch: Die EU-Staa-
ten oder der Euro-Rettungsschirm überneh-
men die Schulden von EZB und IWF, strei-
chen Teile (sie dürfen das nämlich), senken 
Zinsen, legen die Schulden still, koppeln ihre 
Bedienung an das griechische Wirtschafts-
wachstum, was auch immer. Ob das jetzt 
passiert oder nicht, ist weniger mit ökono-
mischen Sachzwängen zu erklären, sondern 
ist eine politische Entscheidung. Indem man 
die Schulden nicht streicht, kann man den 
Druck auf Griechenland dauerhaft aufrecht-
erhalten und die Politik des Landes kontrol-
lieren. Denn ohne Schuldenschnitt braucht 
Griechenland immer neue Kredite von der 
EU, und die erhält es nur, wenn dort weiter 
die sogenannten Reformen durchgesetzt 
werden (Flexibilisierung des Arbeitsmark-
tes, Privatisierungen, Entlassungen, Schwä-
chung der Gewerkschaften, Kürzungen etc.). 

Genau damit will die Regierung von Syriza 
Schluss machen – und genau das erlauben 
die Bundesregierung und die Kontrolleure 
Griechenlands nicht. Im Gegenteil, sie wol-
len die «Reformpolitik» europaweit durchset-
zen.

3) «Griechenland hat schon einen Schul-
denschnitt bekommen»
Im Jahr 2012 gab es tatsächlich einen Schul-
denschnitt für Griechenland. Damals ging es 
um die Kredite von privaten Gläubigern (Ban-
ken, Investmentfonds, Versicherungen). Sie 
verzichteten auf Forderungen von über 100 
Milliarden Euro, heißt es. Durch den Schul-
denschnitt sollten laut Planungen Athens 
Schulden zwischen 2011 und 2020 von 
160 Prozent auf 120 Prozent der Wirtschafts-
leistung sinken. Aber:
Erstens ist ein erster Schuldenschnitt für sich 
kein Argument gegen einen zweiten Schul-
denschnitt, sollte Griechenland ihn brau-
chen.
Zweitens sank die Schuldenlast tatsächlich 
nicht um 100 Milliarden Euro. Denn Grie-
chenland musste sich weitere Milliarden von 
der EU borgen, um Ausgleichszahlungen an 
diejenigen Gläubiger zu leisten, die sich am 
Schuldenerlass beteiligt hatten, und um sei-
ne eigenen Banken zu stabilisieren, die der 
Forderungsverzicht an den Rand der Pleite 
gebracht hatte. Am Ende sank die Staats-
schuld Griechenlands nur kurzfristig um 50 
Milliarden Euro.
Drittens ging es damals nicht darum, dass 
durch den Schuldenschnitt Geld frei wird 
für Infrastruktur, Soziales oder Ähnliches. 
Ziel der Angelegenheit war, die Schuldenlast 
Griechenlands «tragbar» zu machen. Gestri-
chen wurde nur der Teil der Schulden, den 
man für ohnehin uneinbringbar hielt. Der 
Rest blieb bestehen. Durch den Schuldener-
lass sollte Griechenland die Bedienung die-
ser Restschulden ermöglicht werden. Das 
war die «Rettung»: Die Ansprüche der Gläu-
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biger sollten gesichert werden, und dafür 
musste das Land weitere soziale Einschnitte 
hinnehmen.
Profitiert haben davon die privaten Gläubi-
ger, also die Banken und Investmentfonds. 
Sie hatten vor der Krise Griechenland Geld 
geliehen, Ende 2009 hatten französische 
Banken fast 80 Milliarden Euro nach Grie-
chenland verliehen, deutsche Banken 45 Mil-
liarden und holländische Banken über zwölf 
Milliarden. Durch den Schuldenerlass muss-
ten sie ihre Griechenland-Kredite nicht voll 
abschreiben, sondern konnten einen Teil des 
Geldes retten, weil die EU und der IWF ein-
sprangen. Im Ergebnis liegen Griechenlands 
Schulden nun bei der EU und beim IWF und 
die privaten Geldgeber sind fein raus.

4) «Griechenland muss sich an die Ver-
einbarungen halten»
Auch das ist für sich kein Argument. Verträ-
ge können verändert werden. Auch die Bun-
desrepublik erhielt 1953 einen großen Schul-
denerlass, um die Wirtschaft des Landes zu 

stärken. Und übrigens: Die Zwangsanleihe, 
mit der das Dritte Reich im Zweiten Weltkrieg 
Millionen aus Griechenland herausholte, 
wurde nie zurückgezahlt. Von wegen «Verträ-
ge müssen eingehalten werden». Daneben 
muss angemerkt werden: Bislang (Stand Ap-
ril 2015) hat die griechische Regierung jede 
ihrer Zusagen eingehalten und alle erhalte-
nen Kredite fristgemäß zurückgezahlt.

5) «Wir haben Griechenland doch schon 
geholfen»
Erstens: Was heißt hier Hilfe? Griechen-
land erhielt doch keine milden Gaben, son-
dern Kredite. Wären Kredite Hilfen, so wäre 
jede Bank eine Hilfsorganisation. Die Kre-
dite der EU-Staaten an Griechenland dien-
ten nicht dem Zweck, den Menschen dort 
Leid zu ersparen. Ihr Ziel war es zum einen, 
die privaten Geldgeber Griechenlands vor 
hohen Verlusten zu schützen: 2010 hatten 
Geschäftsbanken aus der Euro-Zone Kre-
dite über 120 Milliarden Euro an Griechen-
land vergeben. Zum anderen sollte durch 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Zinszahlungen 
in Mrd. Euro*

4,5 5,1 7,1 8,4 8,9 9,6 9,7 

Zinszahlungen 
in % des BIP

2,5 2,8 3,8 4,3 4,3 4,4 4,2

Schuldenrückzah-
lungen in % des BIP

8,8 3,8 4,2 1,9 6,2

Primärüberschuss** 0,8 1,5 3,0 4,5 4,5 4,2 4,2

Wirtschaftswachs-
tum nominal***

-5,8 -0,1 3,3 4,9 4,8 4,8 5,4

Abb. 5: Finanzielle Verpflichtungen Griechenlands 2013 bis 2019

*Annahme: Die EZB hält griechische Anleihen über mehr als 20 Milliarden Euro. Dafür muss Griechenland Zinsen an die 
EZB entrichten. Diese Zinsen zahlt die EZB an Griechenland anschließend zurück. Diese Rückzahlung ist mit der EU 
vereinbart worden, solange sich Athen an die Spar- und Reformauflagen hält.
** von der Troika verlangt, in Prozent des BIP 
*** Wirtschaftswachstum + Inflationsrate in Prozent� Quelle: Unicredit
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eine Vermeidung der Staatspleite Griechen-
lands die Euro-Zone stabilisiert werden, die 
die Basis des wirtschaftlichen Erfolgs gerade 
Deutschlands ist. Also: Die EU hat nicht Grie-
chenland vor der Pleite gerettet, sondern die 
EU hat sich vor den Folgen einer Griechen-
land-Pleite gerettet. Die «Hilfskredite» waren 
nicht als Hilfe gedacht, sondern als Investiti-
on. Dass sie sich lohnt, dafür sollen die Men-
schen in Griechenland geradestehen.
Zweitens: Griechenland erhielt «Hilfskredi-
te», damit es seine Riesenschulden bedienen 
kann. Die Sparauflagen haben die griechi-
sche Wirtschaft jedoch ruiniert. Folge: Grie-
chenland braucht weiter irgendeine Form 
der Unterstützung – entweder neue Kredite, 
um die alten zu bedienen, oder einen Schul-
denerlass. Die Forderung, Griechenland sol-
le seinen Verpflichtungen nachkommen, 
und zwar ohne weitere Unterstützung, ist 
schlicht unrealistisch.

6) «Griechenland kann doch zahlen»
Nach Berechnungen einiger Ökonomen ist 
der griechische Staat durchaus in der Lage, 
seine Schulden zu bedienen. Denn letztlich 
komme es nicht auf die absolute Höhe der 
Schulden an (ca. 320 Milliarden Euro oder 
175 Prozent der griechischen Wirtschaftsleis-
tung), sondern darauf, ob Griechenland jedes 
Jahr genug Geld hat, um Zinsen und Rückzah-
lungen zu leisten, also auf seine «Schulden-
tragfähigkeit». Und die sei gegeben. Lediglich 
im Jahr 2015 sei hier mit einem Problem zu 
rechnen, weil sehr hohe Rückzahlungen an 
den IWF und die EZB anstünden. In den Jah-
ren danach werde die Lage entspannter. 
Griechenland kann seine Schulden bedie-
nen, braucht also überhaupt keinen Schul-
denschnitt – wie kommen Ökonomen dar-
auf? Das kann man mit Abbildung 5 (S. 12) 
erklären, die die finanziellen Verpflichtungen 
Griechenlands ab dem Jahr 2013 auflistet.
Zu den Schuldenrückzahlungen: Tatsäch-
lich ist hier 2015 ein hoher Betrag vonnö-

ten, den Griechenland nicht aufbringen kann 
(8,8 Prozent der Wirtschaftsleistung). Da-
nach wird die Lage entspannter. Die Troika 
nahm ursprünglich an, dass sich Griechen-
land in den nächsten Jahren wieder selbst an 
den Finanzmärkten verschulden können und 
aus diesen Krediten die Rückzahlungen leis-
ten wird – eine erfolgreiche Schuldenverlän-
gerung also zu bezahlbaren Zinsen.
Nimmt man das an, so hängt die «Schul-
dentragfähigkeit» davon ab, ob Griechen-
land die fälligen Zinsforderungen beglei-
chen kann. Diese Zinsen zahlt das Land aus 
seinem Primärüberschuss im Staatshaus-
halt. Das ist der Überschuss, der sich ergibt, 
wenn man die Zinszahlungen herausrechnet: 
Primärüberschuss = Staatseinnahmen minus 
Staatsausgaben ohne Zinszahlungen.
Anders formuliert: Der Primärüberschuss 
gibt an, wie viel Griechenland jährlich für 
Zinszahlungen aufbringen, wie viel es also 
jährlich an seine ausländischen Gläubiger ab-
führen muss. Hier kommt der IWF auf einen 
Betrag von über vier Prozent der Wirtschafts-
leistung ab 2016 (zum Vergleich Deutsch-
land: etwa 1,5 Prozent). Dementsprechend 
gilt Griechenland als zahlungsfähig und 
bräuchte keine weiteren Erleichterungen.
Aber: Erstens beruht die ganze Berechnung 
auf der Annahme, dass Griechenlands Wirt-
schaft ab 2016 nominal (reales Wirtschafts-
wachstum + Inflationsrate) mit Raten um 
die fünf Prozent wachsen wird. Das ist sehr 
optimistisch gedacht, insbesondere wegen 
der niedrigen Inflationsrate in Griechenland. 
In den letzten Jahren lag die Troika diesbe-
züglich mit ihren Prognosen permanent 
falsch und hat damit die katastrophalen Wir-
kungen ihrer Sparpolitik unterschätzt.8 So 
schrumpfte die griechische Wirtschaft 2014 
um 0,4 Prozent. Für 2015 und 2016 erwar-
tet die EU-Kommission ein Plus von 2,2 und 
4,3 Prozent – abermals weniger, als in der 
obigen Tabelle (Abb. 5) angenommen wird.
Zweitens: Griechenland soll laut Planungen 
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in den nächsten 20 Jahren dauerhaft einen 
Primärüberschuss von über vier Prozent der 
Wirtschaftsleistung erzielen. Allerdings: 
«Abgesehen von den Ölexportländern war 
noch nie ein Land in der Lage, eine solche 
Anforderung zu erfüllen», so Gilles Moec von 
der Bank of America.9 
Drittens: Selbst wenn es Griechenland ge-
länge, jedes Jahr einen Zinsbetrag ans Aus-
land zu überweisen, der mehr als vier Pro-
zent der Wirtschaftsleistung ausmacht, dann 
würde dies gleichzeitig bedeuten: Dieses 
Geld fehlt für andere Ausgaben – zur Förde-
rung der Wirtschaft oder für die Bekämpfung 
von sozialer Not. Zwischen 2015 und 2019 
soll Griechenland immerhin laut Plan fast 44 
Milliarden Euro an die Gläubiger überwei-
sen – das entspricht fast einem Fünftel der 
Wirtschaftsleistung. Und das in einem Land, 
in dem mittlerweile Hunger herrscht und wo 
ein Drittel der Menschen nicht länger kran-
kenversichert ist.

7) «Griechenland ist doch selbst schuld 
an seiner Misere»
Ein Schuldenschnitt wird auch abgelehnt 
mit dem Argument, Griechenland verdiene 
ihn nicht, da es selbst schuld an der Krise sei. 
Erstens stellt sich hier die Frage: Was heißt 
denn hier schuld? Fakt ist: Griechenlands 
Wirtschaft war in der globalen Konkurrenz 
nicht stark genug. Gemessen daran, hatte 
der Staat vor der Krise «zu viele» Schulden 
aufgenommen. Nun gut. Aber ist der Ver-
lierer eines Wettrennens «selbst schuld»? 
Heute sind alle klüger und geben vor zu wis-
sen, dass Griechenland früher alles falsch 
gemacht habe. Damals jedoch, als die Wirt-
schaft noch boomte, haben alle Griechen-
land gelobt. 
Zweitens: Die katastrophale Schrumpfung 
der Wirtschaftsleistung ist vor allem ein 
Resultat der Sparauflagen der Troika, die 
die griechische Regierung nur umgesetzt 
hat. Und nicht nur die Sparvorgaben wur-

den umgesetzt, auch eine Unzahl von ge-
forderten «Strukturreformen» zum Abbau 
von Bürokratie, zur Deregulierung von Be-
rufen, zur Steuereintreibung und vor allem 
zur Senkung des Lohnniveaus. So wurden 
Branchen- und Flächentarifverträge weitge-
hend ausgehebelt und Lohnverhandlungen 
auf die Betriebsebene verlagert – dort galt 
der Mindestlohn als untere Grenze. Gleich-
zeitig wurde der Mindestlohn in der Privat-
wirtschaft von 750 auf 590 Euro gedrückt. 
Für junge Beschäftigte unter 25 Jahren sank 
der Mindestlohn sogar auf 500 Euro. Gekop-
pelt an den Mindestlohn wurde das Arbeits-
losengeld, das von 460 auf 320 Euro gesenkt 
worden ist. Zudem wurde der Kündigungs-
schutz abgeschwächt. Die meisten Lohnzu-
schüsse wurden abgeschafft und die Löhne 
der öffentlich Beschäftigten eingefroren, so-
lange bis die Arbeitslosigkeit auf 10 Prozent 
gefallen ist (diese lag im Dezember 2014 bei 
26 Prozent). Dazu kam die Verpflichtung zum 
Verkauf von Staatsbesitz.
Laut OECD-Reformindikator lag Griechen-
land 2014 an der Spitze aller untersuchten 
Länder. Die Staatseinnahmen wurden er-
höht, zwischen 2010 und 2014 stiegen sie 
von 41 auf 47 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung und liegen damit über EU-Durchschnitt. 
Im Ease-of-doing-business-Index der Welt-
bank, der die Länder danach bewertet, wo 
die besten Bedingungen für Unternehmen 
herrschen, lag Griechenland 2010 auf Platz 
100, 2014 hatte es Platz 61 belegt, nur zwei 
Plätze hinter Luxemburg. Man kann also 
nicht sagen, Griechenland sei «reformunwil-
lig».10 Erfolglos war das Programm dennoch: 
Trotz massiver Lohnsenkung schrumpfte der 
griechische Export, gleichzeitig brach die in-
ländische Nachfrage mangels Kaufkraft ein 
und verschärfte so die Finanzlage des Staa-
tes.
Drittens: Mit Syriza hat Griechenland eine 
neue Regierung, die alte Fehler vermeiden 
will. So sollen insbesondere die Steuerein-
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treibung intensiviert und Reiche stärker be-
steuert werden. Niemand bestreitet, dass 
das sinnvoll ist. Zudem fordert Syriza ein En-
de des strengen Sparkurses, damit die Wirt-
schaft wieder wachsen kann. Und darüber 
hinaus will die neue Regierung die humanitä-
re Krise bekämpfen. All dies wird von der EU 
nicht kritisiert. Für ihr Programm fordert Sy-
riza allerdings finanzielle Erleichterungen – 

und die soll es nicht geben. Denn Griechen-
land sei ja «selbst schuld» an seiner Lage. 
Das ist eine irrationale Strategie. 
Viertens: Schuldzuweisungen beheben nicht 
die ökonomische Misere. Sie dienen nur als 
moralische Legitimation, um den Druck auf 
Griechenland aufrechtzuerhalten und mit 
gutem Gewissen dem Land weitere Hilfen zu 
verweigern. Mehr nicht.

Schuldenschnitt – eine politische Entscheidung 

Der wahre Grund dafür, dass die Bundes-
regierung auf die Einhaltung der Vereinba-
rungen besteht, ist: Es gibt keinen Schul-
denschnitt, weil es keinen geben darf. Das 
ist zwar ökonomischer Irrsinn – «Man kann 
Länder nicht mitten in einer Depression 
ausquetschen», sagte jüngst sogar US-Prä-
sident Barack Obama. Doch die Bundesre-
gierung und die Europäische Kommission 
bleiben hart, verweigern jeden Schulden-
schnitt. Das ist eine politische Entschei-
dung – kein ökonomischer Sachzwang, 
sondern Ausdruck eines Interesses.

Die Schulden sollen Griechenlands nicht 
erlassen werden,
–	� um nicht zugeben zu müssen, dass die 

Politik der Troika komplett gescheitert 
ist. Die sogenannten Reformen haben 
in Griechenland nämlich bislang un-
ter anderem zu einer Schrumpfung der 
Wirtschaft um 25 Prozent, zu einem An-
stieg der Arbeitslosenrate auf 25 Pro-
zent (50 Prozent unter Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen) und zu einem Zu-
sammenbruch des Gesundheitssystems 
geführt. Gleichzeitig wuchs durch den 
«Sparkurs» die Schuldenlast immer wei-
ter.

–	� Um weiter Druck auf Griechenland und 
andere Länder ausüben zu können. Das 

gibt die Bundesregierung auch offen 
zu. Ein Schuldenschnitt oder andere Er-
leichterungen könnten «den Reform-
willen in Europa erlahmen lassen». An 
Athen wird ein Exempel statuiert und ein 
Signal an alle Länder Europas gesandt: 
Wer innerhalb der Euro-Zone die «Hil-
fe» anderer Staaten braucht, der erhält 
sie nur, wenn er sich bereiterklärt, dem 
Spar- und Reformdiktat der Geldgeber 
bedingungslos zu folgen und notfalls 
auch große Teile seiner Wirtschaft zu 
opfern. Ganze Länder, ihre Bevölkerun-
gen und ihre Wirtschaft werden dabei 
einem Maßstab untergeordnet: «Schul-
dentragfähigkeit» (siehe dazu Punkt 6). 
Ein Land muss – fern jedweder ökono-
mischer Notwendigkeit – alles tun, um 
seine Verbindlichkeiten zu bedienen. 
Schuldenbedienung ist wichtiger als die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Bevölkerung. Damit Schulden bedient 
werden können, wird Menschen die me-
dizinische Versorgung gestrichen, wer-
den ihre Wohnungen zwangsverstei-
gert, wird ihnen der Strom abgestellt 
und der Lohn gesenkt. Hauptsache, das 
Land bezahlt seine Schulden zurück, be-
dient also die Ansprüche der Gläubiger, 
und das heißt meistens: der Anleger an 
den Finanzmärkten.
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Warum Griechenland  
weitere Kredite braucht
Die griechische Regierung hat mit den Gläubi-
gern im Februar 2015 ein «Brückenabkommen» 
geschlossen, das vier Monate laufen soll. Grie-
chenland hat sich hiermit verpflichtet, weitere 
Reformen durchzuführen und die Sparauflagen 
einzuhalten. Im Gegenzug soll es die letzte 
Tranche des ursprünglich bis Ende Februar aus-
laufenden Kreditprogramms über rund sieben 
Milliarden Euro ausgezahlt bekommen. 
Nach Ablauf der vier Monate wollen Grie-
chenland und die Gläubiger dann ein neues 
Abkommen schließen. Da Athen nicht mit ei-
nem Schuldenschnitt rechnen kann und die 
Finanzmärkte der Regierung kein Geld mehr 
leihen, braucht diese nämlich weitere Kredite 
von der EU und vom IWF. Nicht, um die lau-
fenden Staatsausgaben zu finanzieren, das ist 
seit 2013 im Wesentlichen aus den Einnah-
men möglich. Neue Kredite braucht die grie-
chische Regierung, um die alten Schulden zu 
bedienen. Vor allem im Sommer kommen ho-

he Ausgaben auf Athen zu: Im Juli und August 
2015 muss das Land 6,7 Milliarden Euro an die 
EZB zurückzahlen, dazu kommen 2,2 Milliar-
den Euro an den IWF. Insgesamt werden allein 
im Jahr 2015 Rückzahlungen an den IWF und 
die EZB über 17 Milliarden Euro fällig – Geld, 
das Griechenland nicht hat. Syriza bleibt da-
mit unter massivem Druck der Gläubiger, die 
weitere Sparmaßnahmen und Reformen for-
dern. Erzielt die Regierung keine Einigung mit 
ihnen, droht der Zahlungsausfall.

Was und wer einen Austritt 
Griechenlands aus der  
Euro-Zone auslösen könnte
Erhält die Regierung in Athen kein weiteres 
Geld von der EU und kommt es zu keinem 
Schuldenschnitt, müsste sie weitere extreme 
Einsparungen vornehmen, um die Schulden 
zu bedienen. Oder sie weigert sich, diese zu-
rückzuzahlen. Das allein würde noch nicht au-
tomatisch zum Austritt des Landes aus dem 
Euro führen. Diesen «Grexit» könnte dann 

Abb. 6: Plan zur Tilgung der griechischen Schulden
Fälligkeit ausgezahlter Hilfskredite in Mrd. Euro
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aber die Europäische Zentralbank erzwingen. 
Wie liefe das ab? 
Bislang leiht sich Athen Geld bei den grie-
chischen Banken. Die Banken geben der Re-
gierung Kredit und reichen die griechischen 
Anleihen an die EZB weiter, die ihnen dafür fri-
sche Liquidität zuführt. Diesen – in allen Län-
dern üblichen – Geldkreislauf könnte die EZB 
unterbrechen mit dem Argument: Eine grie-
chische Regierung ohne Troika-Abkommen 
ist nicht kreditwürdig, wir nehmen daher kei-
ne Griechenland-Anleihen mehr von den grie-
chischen Banken an. Tatsächlich hat die EZB 
schon einen ersten Schritt in diese Richtung 
getan (siehe den Punkt: «Wie die Europäische 
Zentralbank Druck auf Griechenland ausübt»). 
Die griechischen Banken wären damit vom 
Geldzufluss der EZB abgeschnitten, interna-
tional erhielten sie auch keinen Kredit mehr – 
also wären sie auf einen Schlag zahlungs-
unfähig. Um zahlungsfähig zu bleiben und 
einen nationalen Geldkreislauf zu garantieren, 
müsste die Regierung in Athen daraufhin wohl 
die Euro-Zone verlassen und wieder eine eige-
ne Währung einführen, in der sie und die grie-
chischen Banken sich verschulden können.

Wie mit einem Euro-Austritt 
gedroht wird
Syriza hat mehrfach betont, dass es das Risiko 
eines «Grexits» nicht eingehen will. Die Bun-
desregierung hat ihrerseits verlauten lassen, 
für die Euro-Zone sei ein Austritt Griechen-
lands inzwischen keine Katastrophe mehr». 
«Die deutsche Regierung hat bereits begon-
nen, die griechische Verhandlungsposition zu 
schwächen, indem sie Indifferenz signalisiert 
hat (‹ein Austritt Griechenlands wäre mittler-
weile verkraftbar›).»11 

Folgen eines Grexits»  
für die Euro-Zone
Nach einem Austritt Griechenlands aus der 
Euro-Zone würde es wahrscheinlich nicht zu 
einer Neuauflage der Euro-Krise kommen. 

Seit das letzte Mal (2011/12) ein «Grexit» zur 
Debatte stand, hat sich die Lage verändert: 
Damals war die Befürchtung: Wenn Griechen-
land den Euro verlässt, wäre dies für Anleger 
ein Signal, auf den Austritt anderer Länder wie 
Portugal, Irland, Italien und Spanien zu speku-
lieren. In der Folge würden die Zinsen für diese 
Länder steigen, dies könnte einen Zahlungs-
ausfall herbeiführen und so einen Austritt not-
wendig machen. Seit 2012 hat die Euro-Zone 
jedoch einige Sicherheitsnetze gespannt: Es 
gibt den Euro-Rettungsschirm, der Staaten in 
Not mit Kredit unterstützt. Und es gibt vor al-
lem die EZB, die eine unbeschränkte Garantie 
für die Euro-Staaten ausgesprochen hat: Im 
Notfall kauft sie Anleihen bedrängter Staaten. 
Durch diese Sicherheitsmechanismen ist es 
unwahrscheinlicher geworden, dass ein «Gre-
xit» heute zu einer Art Kettenreaktion beitra-
gen würde. Zudem haben sich Irland, Portu-
gal und Spanien wirtschaftlich stabilisiert und 
sind nicht länger auf Kredite der EU angewie-
sen.

Folgen eines «Grexits»  
für Griechenland
Zunächst scheint es so, als könnte ein Aus-
tritt aus dem Euro Griechenlands Probleme lö-
sen. Mit der Drachme hätte Athen wieder eine 
Währung, über die es die Kontrolle hat und in 
der es sich verschulden kann. Nach ihrer Ein-
führung würde die Drachme gegenüber dem 
Euro sicherlich stark abgewertet werden, was 
griechische Exportwaren verbilligen würde. 
Das könnte ein Vorteil sein. Dem stehen gra-
vierende Nachteile und Risiken gegenüber. 
Erstens: Würde die Drachme, wie häufig er-
wartet, nach ihrer Einführung um die Hälf-
te abgewertet, würden dadurch Importe für 
Griechenland extrem teuer werden. Zweitens: 
Verschuldet wären der griechische Staat, die 
Unternehmen und Banken weiter in Euro. Sie 
bräuchten also Euro, um ihre Schulden zu be-
dienen. Diese Euro haben sie aber nicht. We-
der würden internationale Banken oder Inves-
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toren Griechenland Euro leihen, noch würden 
sie Drachmen in Euro umtauschen, da die 
Drachme zunächst wohl keine internatio-
nal akzeptierte Währung wäre. Folgen eines 
«Grexits» wären daher mit Sicherheit ein Zah-
lungsausfall des griechischen Staates, vieler 
Unternehmen und ein Zusammenbruch des 
Bankensystems. Drittens: Im globalen Han-
del wäre die Drachme zumindest mittelfris-
tig nichts wert – Verkäufer in aller Welt dürf-
ten von Griechenland Zahlungen in Euro oder 
US-Dollar verlangen, und die hat Griechen-
land nicht. Da die griechischen Unterneh-
men international auch nicht mehr kreditwür-
dig wären, müssten sie voraussichtlich per 
Vorkasse zahlen. Viertens: Der Export würde 
durch eine Abwertung der Drachme vielleicht 
gefördert, gleichzeitig aber ist der Exportsek-

tor Griechenlands eher klein. Fünftens: Vor die 
Wahl gestellt, Waren gegen Euro ins Ausland 
zu verkaufen oder im Inland Drachmen einzu-
nehmen, würden viele griechische Unterneh-
men sicherlich den Export wählen. Das be-
deutet: Verschiedene Waren würden knapp in 
Griechenland – und damit sehr teuer. 
Insgesamt droht eine weitere massive Verar-
mung der griechischen Bevölkerung – auch 
weil die Euro-Zone bestimmt kein Interesse 
daran hätte, Griechenland einen «weichen» 
Austritt zu ermöglichen. Schließlich soll kein 
Präzedenzfall geschaffen werden. Aber auch 
für die Gläubiger wäre ein Austritt teuer: Nach 
Berechnungen des Ifo-Instituts könnte er sie 
knapp 320 Milliarden Euro kosten, 85 Milliar-
den davon entfielen auf Deutschland.12 Dies 
würde aber voraussichtlich nicht die Euro-Zo-
ne destabilisieren.

Wie die europäische  
Zentralbank Druck auf  
Griechenland ausübt
Die griechischen Geschäftsbanken und damit 
das griechische Finanzsystem hängen an der 
Europäischen Zentralbank: Athen leiht sich 
Geld von den Banken, gibt ihnen dafür Staats-
anleihen, die die Banken dann zur EZB tragen, 
um im Gegenzug frische Liquidität zu erhal-
ten – die sie wiederum brauchen, um neue 
Kredite zu vergeben oder Banknoten an die 
Kunden auszugeben. Doch die EZB hat diesen 
Geldkreislauf bereits teilweise unterbrochen. 
Seit dem 11. Februar akzeptiert sie keine grie-
chischen Staatsanleihen mehr als Sicherheit 
für ihre Liquidität. Grund: Ein erfolgreicher Ab-
schluss des alten Kreditprogramms sei nicht 
abzusehen. Neues Geld gäbe es erst wieder, 

wenn Athen und die EU 
einem neuen Hilfspro-
gramm zugestimmt hät-
ten. 
Damit sind die griechi-
schen Geschäftsbanken 
aber noch nicht vollstän-
dig von der Liquidität der 

EZB abgeschnitten. Sie dürfen noch Notfall-
kredite über die sogenannte Emergency Li-
quidity Assistance (ELA) aufnehmen. Dabei 
reichen die Geschäftsbanken die griechischen 
Anleihen nicht mehr an die EZB weiter, son-
dern an die griechische Zentralbank. Mit ande-
ren Worten: Das Ausfallrisiko für griechische 
Anleihen übernimmt nicht mehr die EZB, son-
dern die griechische Zentralbank. Sie darf den 
Geschäftsbanken im Gegenzug weiter Kredi-
te geben. Allerdings hängt der Zeitraum und 
das Ausmaß von der Zustimmung der EZB ab. 
Entzieht die EZB der griechischen Zentralbank 
die Erlaubnis für ELA, sind die Geschäftsban-
ken Griechenlands weitgehend von frischer 
Liquidität abgeschnitten. Gleichzeitig hätten 
sie damit kein Geld mehr, dass sie der Regie-
rung in Athen leihen könnten. Damit stünde 
der finanzielle Zusammenbruch des Landes 
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vor der Tür. Um ihn abzuwenden, müsste sich 
Athen fügen und ein neues Programm mit der 
EU aushandeln oder aus dem Euro austreten, 
um seine eigene Währung zu «drucken» und 
so wieder handlungsfähig zu werden.

Was Syriza in der Hand hat
Mit den katastrophalen Folgen eines «Gre-
xits» für die Euro-Zone kann Syriza heute an-
scheinend nicht mehr drohen. Letztlich hat 
die neue Regierung daher nur zwei Argumen-
te auf ihrer Seite. Erstens wäre eine Stabili-
sierung Griechenlands auch im Interesse der 
Gläubiger, ein Zahlungsausfall würde auch 
sie teuer zu stehen kommen. Zweitens: Zwar 
droht durch einen «Grexit» keine unmittelbare 
neue Krise der Euro-Zone. Dennoch wäre der 
Austritt eines Mitglieds aus dem Euro folgen-
schwer. Denn damit wäre die immerzu beton-
te Unwiderrufbarkeit des Euro infrage gestellt. 
Die Euro-Zone würde damit ihren Charakter 
verändern, grundsätzlich wäre damit die Sta-
bilität der Währungsunion gefährdet. «Der 
größte Schutz der Euro-Zone in den vergan-
genen vier Jahren war gerade der Umstand, 
dass niemand wusste, wie sich ein Ausschei-
den Griechenlands überhaupt bewerkstel-
ligen ließe. Würde aber jetzt auf Biegen und 
Brechen ein Exempel statuiert, könnten in der 
nächsten Wirtschaftskrise weitere Länder fol-
gen. Das würde sofort genau jene spekulati-
ven Attacken an den Finanzmärkten auslösen, 
die wir eigentlich unterbinden wollen.»13 Die-
se Gefahr fürchtet auch die Bundesregierung, 
die daher stets betont: «Unsere ganze Politik 
ist darauf gerichtet, dass Griechenland ein Teil 
des Euroraums ist.»14 

Die Position der Bundes­
regierung
Einerseits will die Bundesregierung die Ein-
heit der Euro-Zone erhalten. Andererseits ha-
ben Vertreter der Bundesregierung mehrfach 
betont, sie ließen sich durch Syriza nicht er-
pressen. Nach der Wahl sagte SPD-Frakti-

onschef Thomas Oppermann, auch die neue 
griechische Regierung sei an die Vereinba-
rungen mit der EU gebunden. Es gebe auch 
künftig keine Leistung ohne Gegenleistung. 
Bundesbank-Chef Jens Weidmann erinnerte 
Griechenland an seine finanziellen Verpflich-
tungen gegenüber den Geldgebern. «Ich hof-
fe, dass die neue griechische Regierung keine 
illusionären Versprechungen macht, die sich 
das Land nicht leisten kann.»
Offiziell fährt die politische Elite in Deutsch-
land also einen harten Kurs gegenüber Athen. 
Warum? Durch Sparmaßnahmen und Refor-
men zugunsten von Unternehmen und Inves-
toren sollen die Euro-Staaten erstens in den 
Augen der Finanzanleger wieder kreditwürdig 
werden. Das bedeutet, die Bundesregierung 
nimmt bei der Bewertung der Reformanstren-
gungen den Blickwinkel eines Finanzinvestors 
ein, der sich fragt, ob ein Land eine lukrative 
und sichere Anlagesphäre ist. Zweitens sollen 
die Euro-Länder durch Lohnmoderation und 
investorenfreundliche Gesetze «wettbewerbs-
fähig» werden. Zentraler Maßstab ist bei bei-
den Punkten die Investitionsrendite – Europa 
soll rentabler werden, um jeden Preis. Dieses 
Exempel wird anhand von Griechenland statu-
iert: Die Forderungen von Gläubigern müssen 
bedient werden, koste es, was es wolle. Man 
sei dabei, Europa in ein «Paradies für Gläubi-
ger» zu verwandeln, kritisiert daher der briti-
sche Ökonom Mark Blyth.15

Damit nimmt die Bundesregierung den Stand-
punkt einer Gläubigernation gegenüber ihren 
Schuldnern ein. Dieser Standpunkt entspricht 
den ökonomischen Gegebenheiten. Denn 
nach vielen Jahren der Weltmarktkonkurrenz 
gibt es eine relativ klare Zweiteilung der Län-
der der Euro-Zone in Gewinner (Gläubiger) 
und Verlierer (Schuldner). Zentrale Maßzahl ist 
hier die sogenannte Netto-Auslandsposition. 
Ist sie positiv, so hat ein Land als Gesamtheit 
(Staat, Unternehmen, private Haushalte) netto 
(abzüglich Schulden) Forderungen gegenüber 
dem Ausland. Es hat also dauerhafte Über-
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schüsse im Außenhandel erzielt. Ist sie nega-
tiv, so hat das Land netto Schulden, also Defi-
zite im Außenhandel.

Was für die Bundesregierung 
auf dem Spiel steht
Deutschland ist zur unbestrittenen Führungs-
macht in der Euro-Zone aufgestiegen. Die 
neuen und dauerhaften Spargesetze und 
Strukturreformen zur Schwächung der Ar-
beitnehmer in Europa sind maßgeblich auf 
das Betreiben der Bundesregierung durch-
gesetzt worden. Syriza soll daher nicht nach-
gegeben werden, denn jede Billigung einer 
Abweichung vom vorgegebenen Kurs könn-
te dazu führen, dass andere Regierungen 
ebenfalls Änderungen und Erleichterungen 
fordern.17 Und das in einer Zeit, in der erstens 
Teile der politischen Eliten und zweitens wei-
te Kreise der Bevölkerung in vielen Ländern 

am Nutzen der Euro-Mitgliedschaft zweifeln. 
Dies zeigt sich am Aufstieg sogenannter eu-
rokritischer Parteien. «Es geht nicht um Grie-
chenland. Es geht um Europa. Wenn Europa 
sich nicht ändert, wird ein Rückschlag unver-
meidlich sein. Griechenland bleibt vielleicht 
dieses Mal auf Linie. Aber die ökonomische 
Verrücktheit kann nicht ewig weitergehen. Die 
Demokratie wird dies verhindern.»18 Worauf 
der US-Nobelpreisträger Joseph Stiglitz hier 
setzt – der Wählerwille – ist genau das, was die 
Bundesregierung wohl fürchtet. Die Ereignis-
se in Griechenland gelten vielen als ein Test-
lauf für die spanischen Wahlen Ende 2015, 
in denen die linke Partei Podemos möglicher-
weise zur stärksten politischen Kraft werden 
könnte.19 Daher spricht aus Sicht der Bundes-
regierung vieles dafür, gegenüber Syriza hart 
zu bleiben, notfalls bis zur Pleite und bis zum 
«Grexit»: «Eine relativ stringente Haltung ge-
genüber Griechenland würde die Glaubwür-
digkeit der Institutionen des Euroraums [...] 
deutlich stärken und ein starkes Signal an an-
dere Länder senden, die die notwendige und 
von der EU-Kommission angemahnte Haus-
haltskonsolidierung nicht mit der notwendi-
gen Ernsthaftigkeit vorantreiben. Insgesamt 
könnte der langfristige Gesamteffekt eines 
möglichen Zahlungsausfalles Griechenlands 
für den Euroraum sogar positiv sein», so Ste-
fan Bielmeier, Chefökonom der DZ Bank.20

Worum geht es hier eigent­
lich? Der Widerspruch  
des Euro-Konstrukts und 
seiner Rettung
Einige Staaten Europas haben ihre alten na-
tionalen Währungen aufgegeben, um ge-
meinsam eine potente internationale Wäh-
rung zu schaffen: den Euro. Er soll eine 
Währung sein, die weltweit gewollt wird, 
in die Unternehmen und Anleger investie-
ren und in der sich Unternehmen und Staa-
ten verschulden können, um sich zu nied-
rigen Zinsen die benötigten Finanzmittel 
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Netto-Auslandsposition in Prozent 
der Wirtschaftsleistung von 2013

Gläubiger:

Belgien +46

Deutschland +43

Niederlande +31

Schuldner:

Frankreich -16

Italien -31

Spanien -93

Irland -105

Portugal -116

Griechenland -121

Angaben gerundet� Quelle: EU-Kommission16

Abb. 7: Gewinner und Verlierer  
der Weltmarktkonkurrenz
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zu beschaffen. Zudem sollte er bestimm-
te Risiken ausschalten. In früheren Zeiten 
schwankten nämlich die Wechselkurse von 
D-Mark, Franc, Lira, Drachme etc. zuweilen 
erheblich und schufen so einen Unsicher-
heitsfaktor für grenzüberschreitende Inves-
titionen. Dies führte zu Krisen wie die von 
1992. Damit machte der Euro Schluss. Er 
ließ die Euro-Zone zu einer beliebten Anla-
gesphäre für internationale Investoren wer-
den. Europäische Unternehmen können mit 
seiner Hilfe Geschäftsmöglichkeiten welt-
weit nutzen, in anderen Kontinenten prob-
lemloser investieren und einkaufen. Der Euro 
ist also globale Kreditmacht und darin «stär-
ker», als es die einzelnen europäischen Wäh-
rungen jemals waren. Das ist der Ertrag der 
Währungsunion.
Die durch den Euro noch stärker freigesetz-
te Konkurrenz schafft jedoch Gewinner und 
Verlierer in Europa – das gilt für die Unter-
nehmern wie für die Staaten. Die Gewinner-
staaten akkumulieren finanzielle Forderun-
gen gegenüber den anderen Ländern. Die 
Verlierer häufen im Gegenzug immer mehr 
Schulden an. Finanzielle Hilfen oder Trans-
fers der Gewinner an die Verlierer – so wie 
zum Beispiel zwischen den einzelnen Bun-
desstaaten der USA – sind nicht in größe-
rem Maß vorgesehen. Denn zwar haben die 
Euro-Staaten ihre Währungen zusammen-
gelegt, aber für finanzielle Erfolge bezie-
hungsweise Misserfolge soll jeder Staat für 
sich allein verantwortlich sein. Daraus ergibt 
sich der grundsätzliche Widerspruch der Eu-
ro-Zone: Währungspolitisch kooperieren die 
Euro-Staaten. Auf dem Weltmarkt aber tre-
ten sie gegeneinander an als Konkurrenten, 
die sich gegenseitig die Erträge streitig ma-
chen, mit denen sie gemeinsam für die Sta-
bilität des Euro stehen. 
Wachsende Forderungen auf der einen Sei-
te, wachsende Schulden auf der anderen – 
diese Bewegung führte infolge der Finanz-
krise ab 2008 schließlich zur Euro-Krise, die 

2010 begann. In dieser Krise treten sich Kon-
kurrenzgewinner und -verlierer gegenüber. 
Alle haben das Ziel, die Krise zu beenden. 
Das heißt, sie wollen, dass die Kalkulationen 
der Unternehmen wieder aufgehen, dass 
wieder mehr Umsatz und Gewinn gemacht 
werden. Und alle wollen den Euro als ge-
meinsame Kreditmacht erhalten, der ihnen 
den Zugang zu den globalen Finanzmärkten 
sichert. Uneins sind sie sich allerdings in der 
Frage, was welche Regierung dafür tun kann 
und soll.
Die Regierungen der Schuldnerländer wie 
Griechenland oder Italien stellen sich auf 
den Standpunkt: Der Euro ist eine weltweit 
anerkannte stabile Währung, der Anleger 
vertrauen, da hinter ihr auch finanzstarke 
Länder wie Deutschland stehen. Damit bie-
tet der Euro auch finanzschwächeren Eu-
ro-Ländern in der Krise die Möglichkeit, neue 
Schulden aufzunehmen, um die Privatwirt-
schaft zu unterstützen. Diese Freiheit bei 
der Schuldenaufnahme, die der Euro bie-
tet, vor allem gestützt durch die Kreditwür-
digkeit der reichen Euro-Länder, sollte von-
seiten der ärmeren Staaten genutzt werden 
können, um die Krise mit möglichst geringen 
Schäden zu überstehen. Gläubigerländer 
wie Deutschland oder die Niederlande stel-
len sich dagegen auf den Standpunkt: Die 
Krise ist eine Staatsschuldenkrise. Sie zeigt, 
dass die Euro-Staaten zu viele Schulden auf-
genommen haben, ohne dass es zu zusätzli-
chem Wirtschaftswachstum gekommen ist. 
Sparsamkeit ist daher das Gebot der Stun-
de, um die von allen gewünschte Stabilität 
des Euro zu erhalten. Die Kreditwürdigkeit 
der reichen Länder dürfe nicht weiter strapa-
ziert werden. Kurzum: Während die Schuld-
nerländer also darauf pochen, dass der Eu-
ro Mittel der Staaten sein soll, bestehen die 
Gläubigerländer darauf, dass die Wirtschaft 
Mittel des Euro sein muss. Dies ist allerdings 
nur zum Teil ein Prinzipienstreit. Dahinter 
steht der Kampf darum, welche Länder die 
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anstehende Entwertung des Kapitals schul-
tern müssen. Offiziell formuliert wird dieser 
Kampf entlang der Frage: Sollen finanzstarke 
Staaten wie Deutschland ihre Kreditwürdig-
keit einsetzen, um andere Länder zu stützen 
und ihnen höhere Schulden zu ermöglichen? 
Oder sollen sich die Schuldnerländer «ge-
sundschrumpfen»?
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Teil II: Mythen der  
Griechenland-Krise

Die griechische Krise begann im Oktober 2009 
mit dem Eingeständnis der Athener Regie-
rung, ihr Haushaltsdefizit sei viel höher als zu-
nächst angegeben. Daraufhin entzogen die 
Finanzmärkte der Regierung schrittweise den 
Kredit, eine Staatspleite drohte. Ein Hilfege-
such Griechenlands an die EU wurde zunächst 
abgewiesen: Unterstützung für Griechenland 
wäre «das falsche Signal», tönte der damali-
ge Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle 
(FDP). Man dürfe keinen Präzedenzfall schaf-
fen, auf den sich später andere EU-Mitglied-
staaten berufen könnten. «Jeder muss sei-
ne Hausaufgaben selbst erledigen.»1 Im Mai 
2010 schließlich wurde diese Position verlas-
sen, die EU-Staaten gaben Griechenland bi-
laterale Kredite, um die Pleite abzuwenden. 
Unter dem Druck der Finanzmärkte wichen 
die Vertreter der Euro-Zone von der Regelung 
ab, dass jeder Mitgliedstaat finanziell für sich 
selbst verantwortlich ist.
Die Milliarden an Griechenland schufen Erklä-
rungsbedarf – und das Bedürfnis, einen Schul-
digen für die Krise zu finden. Insbesondere in 
Deutschland wurde die Finanznot des griechi-
schen Staates mit einem mangelnden Arbeits-
willen und einem Hang zur Verschwendung 
seitens «der Griechen» erklärt. Das war für viele 
bequem. Die deutsche Politik konnte sich so ih-
rer Mitverantwortung für die Krise entledigen. 
Gleichzeitig wurde so die Illusion genährt, das 
herrschende Wirtschafts- und Finanzsystem sei 
eigentlich stabil und gut und würde bloß durch 
pflichtvergessene Griechen untergraben. Hier 
ein paar der gängigen Mythen, die noch heute 
durch die Medien und Köpfe geistern.

1. «Die Griechen sind faul»
Faktenlage: In Griechenland wird sehr viel ge-
arbeitet. Die tatsächliche Wochenarbeitszeit – 
abzüglich Mittagspausen – lag vor der Krise 

laut Eurostat bei 44,3 Stunden, in Deutsch-
land waren es 41 Stunden und im EU-Durch-
schnitt 41,7 Stunden.2 Die französische Bank 
Natixis kam für Deutschland auf eine Jahres-
arbeitszeit von durchschnittlich 1.390 Stun-
den, in Griechenland sind es 2.119 Stunden.3 
Einordnung: «Deutschland hat zwar auch 
hohe Schulden – aber wir können sie auch 
begleichen. Weil wir morgens ziemlich früh 
aufstehen und den ganzen Tag arbeiten.»4 
Abgesehen davon, dass in Griechenland viel 
gearbeitet wird, und abgesehen davon, dass 
Freizeit nicht unbedingt etwas Schlechtes ist 
und Arbeit nicht unbedingt etwas Gutes: Es 
ist prinzipiell falsch, die Ursache der Krise ei-
nes Landes im mangelnden Fleiß der Einwoh-
ner zu suchen. Die Bevölkerung hat nicht die 
Wahl, einfach mal länger zu arbeiten, um die 
Krise zu beenden. Eher ist es umgekehrt: We-
gen der Krise sind viele Griechen mittlerweile 
erzwungenermaßen erwerbslos. Die offiziel
le Arbeitslosenrate lag Ende 2014 bei rund 
25 Prozent, bei den Jugendlichen war sogar 
jeder zweite ohne eine Anstellung. Man sieht: 
Nicht «Faulheit» verursacht Krisen, sondern 
Krisen vernichten Jobs. Umgekehrt ist es in 
Deutschland: Dort hat der Aufschwung die Ar-
beitslosenquote unter 7 Prozent gedrückt.

2. «Die Griechen machen zu 
viel Urlaub»
Faktenlage: Laut EU-Agentur Eurofound hat-
ten griechische Arbeitnehmer vor der Krise 
durchschnittlich einen Urlaubsanspruch von 
23 Tagen im Jahr. Die Deutschen sind in der 
glücklichen Lage, 30 Urlaubstage nutzen zu 
können. Das ist spitze in Europa. Daran ändert 
sich auch nichts, wenn Feiertage hinzugezählt 
werden.
Einordnung: «Wir können nicht eine Wäh-
rung haben, und der eine kriegt ganz viel Ur-
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laub und der andere ganz wenig», sagte Bun-
deskanzlerin Angela Merkel Mitte Mai 2011. 
Es handelt sich hier um eine Variante des 
«Faulheitsvorwurfs». Es wird der Versuch ge-
macht, die Krise mit dem individuellen Fehl-
verhalten der Griechen zu erklären. Im Um-
kehrschluss lobt die Bundeskanzlerin das 
eigene Staatsvolk: Dass «wir» ökonomisch 
gut dastehen, läge an «unserem» Fleiß.

3. «Wir zahlen den Griechen 
Luxusrenten»5

Faktenlage: Laut OECD lag das durchschnitt-
liche Renteneintrittsalter von Männern in 
Deutschland 2010 bei 61,5 Jahren, in Grie-
chenland bei 61,9 Jahren. Die Griechen be-
zogen auch keineswegs «Luxusrenten»: Die 
griechische Durchschnittsrente betrug 55 Pro-
zent des Durchschnitts der in der Euro-Zone 
gezahlten Renten. Im Jahr 2007 lag sie bei 617 
Euro. Zwei Drittel der griechischen Rentner 
mussten bereits vor der Krise mit weniger als 
600 Euro im Monat über die Runden kommen.
Einordnung: «Es geht auch darum, dass man 
in Ländern wie Griechenland, Spanien, Por-
tugal nicht früher in Rente gehen kann als in 
Deutschland», sagte Kanzlerin Merkel Mitte 
Mai 2011. Zwar müssten die Bundeskanzle-
rin und auch die BILD um die wirkliche Lage 
der griechischen Rentner wissen. Doch für sie 
zählen die Fakten offensichtlich nichts. Ge-
mäß ihrer Logik ist jedes Rentenjahr und je-
der Renten-Euro ein Luxus in einem Land, das 
in der Krise steckt. Infolgedessen sahen die 
EU-Kredite eine massive Kürzung der griechi-
schen Renten vor, die auch umgesetzt wurde. 
Ähnliches gilt für die staatlichen Ausgaben für 
Gesundheit und Arbeitslose.
	
4. «ein fettes Leben gemacht»
Faktenlage: Das Lohnniveau in Griechen-
land betrug 2010 nur 73 Prozent des Durch-
schnitts in der Euro-Zone. Die Arbeitskosten 
je Stunde lagen laut Eurostat bei 17,7 Euro 
in Griechenland und bei 29 Euro in Deutsch-

land. «Nach Angaben des gewerkschafts-
nahen Instituts für Arbeit verdient ein Viertel 
aller griechischen Beschäftigten weniger als 
750 Euro im Monat.»6 Lehrer zum Beispiel 
verdienten nach 15 Dienstjahren etwa 40 Pro-
zent weniger als in Deutschland – und das 
war vor der Krise. Laut Eurostat war bereits 
damals ein Fünftel aller Griechen von Armut 
bedroht (heute ist es mehr als ein Viertel), 
25 Prozent der Bevölkerung verfügten über 
keinen ausreichenden Wohnraum (im Ver-
gleich dazu Deutschland: 7 Prozent). Zwar ha-
ben die griechischen Arbeitnehmer von 2000 
bis 2010 Lohnsteigerungen von über 38 Pro-
zent erkämpft. Doch reicher sind sie dadurch 
nicht geworden: Berücksichtigt man die Infla
tionsrate, so bleibt eine Reallohnsenkung von 
1,6 Prozent.7

Einordnung: Beim Verweis auf hohe Löhne in 
Griechenland handelt es sich um eine «Krisen-
erklärung», die den Faulheitsvorwurf um «Ge-
fräßigkeit» ergänzt. Wie bei der «Faulheit» und 
bei den «Luxusrenten» wird versucht, schein-
bar eingängige Alltagsweisheiten auf die gro-
ße Ökonomie anzuwenden: Man muss hart ar-
beiten und sparsam sein, dann geht es schon. 
So kann man kleine Krisen deuten und auch 
die große: «‹Man hätte einfach nur die schwä-
bische Hausfrau fragen sollen›, riet Merkel. 
‹Sie hätte uns eine Lebensweisheit gesagt: 
Man kann nicht auf Dauer über seine Verhält-
nisse leben.› Das sei der Kern der internationa-
len Krise.»8

Tatsächlich ist die Differenz zwischen Bin-
senweisheiten und Realität offensichtlich. So 
schafft «harte Arbeit» keinen Aufschwung, 
vielmehr zieht ein Aufschwung viele Arbeits-
plätze nach sich. Zudem kann «Sparsamkeit» 
in den Ruin führen (so wie im Fall Griechen-
land, das seine Staatsausgaben nach 2010 
um ein Fünftel kürzte, was die Wirtschaftsleis-
tung abstürzen ließ). Neue Schulden wieder-
um sind nicht unbedingt etwas Schlechtes, da 
sie dabei helfen können, schwierige Zeiten zu 
überbrücken (so wie in Deutschland in der Re-
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zession 2009, als höhere Staatsausgaben die 
Konjunktur stabilisierten).

5. «Die Griechen haben über 
ihre Verhältnisse gelebt»
Faktenlage: Die Regierung in Athen gab in 
den Jahren vor der Krise stets mehr aus, als 
sie einnahm. Zwischen 2000 und 2007 betrug 
ihr Budgetdefizit zwischen 4 und 7 Prozent der 
Wirtschaftsleistung.
Einordnung: Griechenland ist kein Einzelfall. 
Nahezu jede Regierung der Welt «lebt über 
ihre Verhältnisse», sprich: Sie gibt mehr aus, 
als sie einnimmt. So rangierte das Budgetde-
fizit der Bundesregierung zwischen 2000 und 
2007 zwischen 1,6 Prozent und 4 Prozent der 
Wirtschaftsleistung. Das Problem Griechen-
lands war nicht so sehr die Neuverschuldung 
als vielmehr die Tatsache, dass die Finanz-
märkte irgendwann gegen Athen spekulierten 
und damit die Zinsen für Neukredite in unbe-
zahlbare Höhe trieben. Dies kann auch einem 
Land ohne hohe Defizite widerfahren. Das 
zeigt das Beispiel Irland, das vor der Krise gar 
keine Defizite, sondern meist Überschüsse im 
Haushalt verzeichnete – dennoch fiel es den 
Finanzmärkten zum Opfer und musste von der 
EU und dem IWF mit 85 Milliarden Euro unter-
stützt werden. 
«Deutschland hat zwar auch hohe Schulden – 
aber wir können sie auch begleichen […] Weil 
wir von unserem Gehalt immer auch einen 
Teil für schlechte Zeiten sparen», behauptete 
2010 die BILD.9 Hinsichtlich der staatlichen 
Verschuldung hat die BILD unrecht – auch die 
Bundesregierung hat sich in der Vergangen-
heit netto verschuldet und nicht «gespart». 
Gesamtwirtschaftlich gesehen ist hingegen 
etwas dran an der Behauptung: Den deut-
schen Staatsschulden von rund 2.000 Milli-
arden Euro steht in Deutschland ein Gesamt-
vermögen von etwa 7.400 Milliarden Euro 
gegenüber.10 Allerdings ist dies nicht «unser» 
Vermögen. Vielmehr ist es größtenteils in den 
Händen weniger Reicher konzentriert. Dem 

Staat würde dieses Vermögen nur etwas nüt-
zen, wenn er Zugriff darauf bekäme – wenn 
er es also besteuert.11 Doch das soll nicht ge-
schehen: Die Vermögenssteuer wurde 1997 
abgeschafft.

6. «Der griechische Staat 
war viel zu aufgebläht»
Faktenlage: Die sogenannte Staatsausga-
benquote, welche die Staatsausgaben im 
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) er-
fasst, lag in Griechenland 2008 bei 48 Prozent, 
in Deutschland bei nur 44 Prozent.
Einordnung: Vor der Krise sah die Sache aller-
dings anders aus: Die griechische Staatsaus-
gabenquote sank zwischen 2000 und 2006 
von 47 Prozent auf 43 Prozent und lag in die-
sem Zeitraum stets unter der deutschen Quo-
te.12 Grund für den Rückgang war ein starkes 
Wirtschaftswachstum in diesen Jahren, das 
im Zuge der Finanzkrise einbrach.13 Für die 
«Aufblähung» der griechischen Staatsausga-
ben war also die Rezession verantwortlich, 
nicht hellenische Verschwendungssucht. 
Nebenbei bemerkt: Schweden verzeichnet 
seit zehn Jahren eine Staatsausgabenquo-
te zwischen 51 Prozent und 55 Prozent des 
BIP – und ist dennoch nicht pleite. Und noch 
ein Wort zum «aufgeblähten» Beamtenappa-
rat: In Griechenland waren im Jahr 2010 laut 
OECD 7,9 Prozent aller Erwerbstätigen Beam-
te. Für Deutschland lag der Wert bei 9,6 Pro-
zent und im Durchschnitt aller Industrieländer 
bei 15 Prozent.
Und: Vor der Krise entsprach der Betrag, den 
Griechenland für Sozialausgaben verwende-
te, 29 Prozent der Wirtschaftsleistung. Der 
Durchschnitt in der Euro-Zone lag bei über 
30 Prozent.

7. «Griechenland war nicht 
wettbewerbsfähig»
Faktenlage: Das stimmt – wenn man den Au-
ßenhandel als Maßstab nimmt. Hier verbuch-
te Griechenland in den Jahren vor der Krise ein 

Teil II: Mythen der Griechenland-Krise



26

hohes Defizit, das 2009 um die 14 Prozent der 
Wirtschaftsleistung erreichte. Das heißt: Grie-
chenland importierte mehr, als es exportierte. 
Als Grund hierfür wurden vor allem zu hohe 
Lohnsteigerungen genannt. Daher wurde seit 
2010 das griechische Lohnniveau gesenkt, 
um das Land wieder konkurrenzfähig zu ma-
chen.
Einordnung: «Wettbewerbsfähigkeit» ist kei-
ne «Fähigkeit». Sie beschreibt ein Verhältnis. 
In der Tat sind die Lohnstückkosten in Grie-
chenland zwischen 2000 und 2010 um fast 
40 Prozent gestiegen.14 Ein Problem war dies 
aber nur, weil die Lohnstückkosten in ande-
ren Ländern weniger stark gestiegen sind und 
die Unternehmen aus diesen Ländern daher 
einen Kostenvorteil auf dem Weltmarkt hat-
ten. Europameister beim Lohnsparen war 
Deutschland. Dort stiegen die Lohnstück-
kosten dank bescheidener Tariferhöhungen 
nur um 5 Prozent. Ergebnis waren hohe Ex-
portüberschüsse für Deutschland und hohe 
Importüberschüsse für Länder wie Griechen-
land, Portugal, Irland oder Spanien. Der deut-
sche Erfolg war also nur das Spiegelbild des 
Misserfolgs in der Euro-Peripherie: ohne De-
fizite in Griechenland, Spanien, Portugal keine 
deutschen Überschüsse.15 Über seine Export
offensive sanierte sich Deutschland also auf 
Kosten seiner Nachbarn.16

Deutschland habe eben «fitte Unternehmen, 
deren Produkte rund um den Globus gefragt 
sind», triumphierte die BILD.17 Das Sprach-
rohr der «kleinen Leute» sollte bei aller Freu-
de aber nicht vergessen, dass der deutsche 
Exporterfolg mit der Armut der Arbeitenden 
bezahlt wurde: Da die Löhne sanken oder nur 
schwach stiegen, kam der private Konsum 
in Deutschland zehn Jahre lang kaum vom 
Fleck.18 
Und noch eine Anmerkung: Das World Eco-
nomic Forum definiert Wettbewerbsfähigkeit 
«als die Kombination aus Institutionen, Po-
litiken und Faktoren, die das Produktivitäts-
niveau eines Landes determinieren […] Das 

Produktivitätsniveau determiniert auch die 
Renditen von Investitionen.»19 Das also ist 
der Maßstab, an dem sich alle Staaten mes-
sen: Wo lassen sich die höchsten Renditen er-
zielen? Es stellt sich doch die Frage, ob dies 
ein angemessener Maßstab ist, um den Men-
schen weltweit ein gutes Leben zu ermögli-
chen.

8. «Die Griechen sind  
korrupt»
Faktenlage: Tatsächlich sind Steuerhinter-
ziehung und Steuervermeidung in Griechen-
land stärker ausgeprägt als in anderen Län-
dern und «Korruption ist allgegenwärtig».20 
Der Anteil der Schattenwirtschaft wurde vor 
der Krise auf rund 25 Prozent der Wirtschaft 
geschätzt (zum Vergleich: Deutschland etwa 
15 Prozent)21 und die Summe der hinterzoge-
nen Steuern auf 20 Milliarden Euro pro Jahr.22

Einordnung: Steuerhinterziehung und Kor-
ruption sind unbestreitbar ein großes Problem 
für Griechenland.23 Dazu fünf Anmerkungen: 
Erstens: Hinterzogene Steuern stellen eine 
Form der Umverteilung vom Staat zum priva-
ten Sektor dar. Das Geld ist also nicht «weg». 
Insofern kann damit auch die griechische Kri-
se nicht erklärt werden.
Zweitens macht auch in Deutschland der 
Staat den Firmen Milliardengeschenke: Nur 
etwa die Hälfte der Einkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen wird versteu-
ert. Hier gibt es die größten Steuerrückstände. 
Grund: Allein in den Betriebsprüfungen fehlen 
Tausende von Beschäftigten. Ein Gutachten 
für das Bundesfinanzministerium kommt zu 
dem Ergebnis: Sechs Milliarden Euro Mehr
einnahmen wären möglich.
Drittens war die Korruption vom Ausland ge-
duldet: «‹Verantwortlich für die griechische 
Schlamperei war der damalige Ministerpräsi-
dent Kostas Karamanlis. Ein enger Verbünde-
ter von Kanzlerin Merkel in der EU. Mit Hilfe 
des willigen Griechen gelang es Merkel ver-
schiedentlich, die Front der Südländer bei 
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wichtigen EU-Entscheidungen aufzubrechen. 
Karamanlis war immer für einen Deal zu ha-
ben. Im Gegenzug musste der Grieche keine 
allzu kritischen Fragen zu seiner liederlichen 
Finanzpolitik fürchten.› Dies schrieb der ehe-
malige Chefredakteur des Handelsblattes.»24

Viertens haben auch deutsche Konzerne von 
der Schmiergeld-Wirtschaft in Griechenland 
profitiert. «Seit dem Jahr 2008 wurde in meh-
reren juristischen Auseinandersetzungen do-
kumentiert, dass die deutschen Unternehmen 
Siemens, Ferrostaal-MAN und Deutsche Bahn 
AG in großem Maßstab in Griechenland Politi-
ker einkauften und politische Entscheidungen 
zu ihren Gunsten ‹finanzierten›. So ‹investier-
te› allein der Siemens-Konzern seit Mitte der 
1990er Jahre und rund ein Jahrzehnt lang in 
Griechenland 15 Millionen Euro pro Jahr – um 
auf diese Weise Politiker der beiden wichtigen 
Parteien, Nea Dimokratia und PASOK, günstig 
zu stimmen.»25

Fünftens: Dass das Korruptionsniveau in ei-
nem Land allein nicht ausschlaggebend ist, 
belegt der Korruptionsindex von Transparen-
cy International. Nach diesem Index war die 
Korruption in Griechenland (Rang 80 von 182 
Staaten im Jahr 2011) zwar deutlich höher als 
in Deutschland (Rang 14). Gleichzeitig aber 
war sie kaum höher als im Wirtschaftswun-
derland China (Rang 75) und sogar geringer 
als in Boom-Staaten wie Indonesien oder Me-
xiko (beide Rang 100).

9. «Griechenland hat sich mit 
gefälschten Bilanzen in die 
Währungsunion gemogelt»26

Faktenlage: Tatsächlich lag das griechische 
Haushaltsdefizit seit 1997 ständig oberhalb 
der von der EU erlaubten Grenze von 3 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts – auch wäh-
rend der Jahre 1997 bis 1999, die für die Zulas-
sung des Landes zur Euro-Zone entscheidend 
waren. Dennoch durfte Griechenland dem Eu-
ro beitreten. «Die Nachsicht der Gemeinschaft 
rächt sich jetzt.»27

Einordnung: Die «Schummelei» der griechi-
schen Regierung wurde bereits 2004 bekannt 
und offiziell. «Wer behauptet, die Griechen 
hätten uns mit falschen Zahlen betrogen, der 
lügt. Das Zahlenwerk haben die angeblich 
Getäuschten in Wahrheit nie geglaubt», sag-
te CSU-Wirtschaftsexperte Georg Nüßlein.28 
Dennoch gab es weder einen Ausschluss des 
Landes aus der Währungsunion noch ein Ver-
tragsverletzungsverfahren oder Sanktionen 
wie etwa Kürzungen der EU-Hilfen. Warum 
nicht? 
Darüber können nur Vermutungen angestellt 
werden: So regierte ab 2004 Kostas Karaman-
lis in Griechenland, ein Vertrauter von Bundes-
kanzlerin Merkel (siehe Punkt 8). Zudem war 
es prinzipiell das Ziel der mächtigen EU-Staa-
ten, möglichst viele Länder aufzunehmen, um 
der Währungsgemeinschaft ein größeres öko-
nomisches Gewicht zu verleihen – schließlich 
ist der Euro ein Konkurrenzprojekt zum Dollar, 
hinter dem mit den USA ein Viertel der Welt-
wirtschaftskraft steht. Darüber hinaus konn-
te somit die Euro-Zone in die geopolitisch 
wichtige Balkan-29 und Nahostregion ausge-
dehnt werden. Damit mag zusammenhän-
gen, dass der IWF und die EU den Rüstungs-
etat Griechenlands beim Sparprogramm 2010 
weitgehend ausklammerten. Dabei lag die-
ser – gemessen als Anteil am gesamten Haus-
halt – «zweieinhalb Mal höher als der deutsche 
und gut doppelt so hoch wie im EU-Durch-
schnitt. Seit den 1980er Jahren unterstützen 
insbesondere französische und deutsche Rüs-
tungskonzerne und die Regierungen in Paris 
und Bonn respektive Berlin eine systematische 
Aufrüstung der Türkei und Griechenlands.»30

10. «Grund der Krise waren 
Griechenlands zu hohe 
Schulden» 
Faktenlage: Bedingt durch die Finanzkrise 
wuchsen Griechenlands Staatsschulden zwi-
schen 2007 und 2009 von 107 Prozent der 
Wirtschaftsleistung auf 129 Prozent.
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Einordnung: Die hohe Schuldenquote allein 
begründete nicht Griechenlands Probleme. 
«Bei der Schuldenquote gibt es nicht die ‹rich-
tige› Höhe – weder in der Theorie noch in der 
Praxis.»31 Italien kam 2010 auf eine Schulden-
quote von 120 Prozent, Japan kam 2014 auf 
240 Prozent seiner Wirtschaftsleistung. Beide 
Staaten galten nicht als pleite, Griechenland 
aber schon. Wieso? Weil die Finanzmärkte die 
Kreditwürdigkeit Griechenlands – und damit 
seine Anleihen – schlechter bewerteten. Dies 
trieb die Zinsen für neue Schulden so hoch, 
dass Athen kein neues Geld mehr leihen konn-
te.32 Zum Vergleich: Für zweijährige Staats-
anleihen hätte Athen im Mai 2011 25 Prozent 
Zinsen zahlen müssen, Italien nur 3 Prozent 
und Japan gar nur 0,2 Prozent.33 Das Prob-
lem waren also die von den Finanzmärkten 
hoch spekulierten Zinsen. Solange die Zinsen 
so hoch sind, kann Athen kein Geld mehr an 
den Märkten aufnehmen. Damit ist der Staat 
faktisch pleite und bleibt nur durch die Kredite 
der EU-Staaten weiterhin zahlungsfähig. Man 
sieht: Ob ein Land pleitegeht, ist am Ende eine 
politische Entscheidung.
Eine Anmerkung zur Geschichte der griechi-
schen Schulden: Sie entstanden im Wesent-
lichen in der Wirtschaftskrise der 1980er Jah-
re, als die Schuldenquote Athens zwischen 
1980 und 1995 von 30 Prozent auf etwas über 
100 Prozent der Wirtschaftsleistung anstieg. 
Auf diesem Wert blieb sie – bis zur Krise 2009.

11. «Die Finanzmärkte  
fürchteten einen griechi­
schen Staatsbankrott»
Faktenlage: An den Finanzmärkten stürzten 
griechische Anleihen 2010/11 ab. Spiegelbild-
lich stieg die Rendite dieser Anleihen.
Einordnung: Die Finanzmärkte «fürchten» 
gar nichts. Sie sind kein menschliches We-
sen mit Gefühlen und Ängsten. Und sie sind 
auch keine objektive Instanz, die die Finanz-
lage eines Landes sachlich bewertet. Der Fi-
nanzmarkt ist nichts weiter als die Gesamtheit 

der Anleger, die versuchen, mit Finanzinvesti-
tionen möglichst viel Geld zu verdienen. Wer 
2010/11 wirklich einen Staatsbankrott Grie-
chenlands fürchtete, der hatte seine griechi-
schen Staatspapiere längst verkauft. «Alle an-
deren hoff[t]en darauf, dass Hellas gerettet 
wird und sie riesige Zinsgewinne einstreichen 
können.»34

12. «Deutsche Steuerzahler 
retten Griechenland»
Faktenlage: Mit dem ersten Hilfspaket von 
2010 wurden Athen von öffentlichen Stellen 
(EU-Staaten, IWF, EU-Kommission) 110 Mil-
liarden Euro an Unterstützung zugesagt. Das 
zweite Hilfspaket von 2012 beinhaltet 139 Mil-
liarden Euro. Der deutsche Anteil betrug 2010 
um die 22 Milliarden Euro, 2012 etwa 40 Mil-
liarden Euro.
Einordnung: Erstens sind es nicht die viel zi-
tierten Steuerzahler, die Griechenland «hel-
fen». Das deutsche Geld für Athen nahm 
die Bundesregierung nicht aus dem Steuer-
aufkommen, sondern sie borgte es sich für 
ein bis drei Prozent Zinsen und lieh es an die 
«Krisenstaaten» weiter – inklusive Strafzin-
sen. Das war ein gutes Geschäft für die deut-
schen «Steuerzahler»: Durch die Zinsdifferenz 
flossen dem Bund bis Ende 2011 mehr als 
300 Millionen Euro zu. Und es werden noch 
mehr – vorausgesetzt allerdings, die «Krisen-
staaten» können ihre Schulden begleichen. 
Zwar wurden die Zinsen für die Hilfskredite 
2011 und 2012 gesenkt. Dennoch verdient 
der Bundesfinanzminister weiter an ihnen: 
«Deutschland finanziert die Hilfen weiterhin 
günstiger als sie an Griechenland ausgereicht 
werden», so Schäuble.35 Allein für die bilatera-
len Kredite Deutschlands an Griechenland, die 
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
abgewickelt werden, konnte der Bund im Zeit-
raum 2010 bis 2014 Zinseinnahmen von ins-
gesamt rund 360 Millionen Euro verzeichnen. 
Für die kommenden Jahre erwartet die Bun-
desregierung aus diesen Krediten zwar nur 
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noch «geringfügige» Einnahmen für den Bun-
deshaushalt, aber immerhin noch 20 Millio-
nen Euro jährlich. Insofern hat die BILD recht, 
wenn sie titelt: «Ihr griecht nix von uns!»36 Es 
ist umgekehrt: Per Saldo zahlte Griechenland 
an Deutschland.
Zweitens sollten diese Milliarden nicht Grie-
chenland «retten». Ihr erster Zweck war, den 
Hauptgläubigern Athens – vor allem Frank-
reichs und Deutschlands Banken – Verlus-
te zu ersparen, die im Falle einer Staatspleite 
gedroht hätten. Zweitens «dienten die Not-
maßnahmen insgesamt der Sicherung der 
Stabilität in der Euro-Zone», so das Bundes-

finanzministerium.37 Explizit formulierte dies 
die Euro-Gruppe auch beim Beschluss zur 
Gründung des permanenten Euro-Schutz-
schirms ESM im März 2011: «Die Mitglied-
staaten, deren Währung der Euro ist, eta-
blieren einen Stabilitätsmechanismus, der 
aktiviert wird, wenn dies unausweichlich ist, 
um die Stabilität der Euro-Zone als Ganzes 
zu sichern.» Das bedeutet: Die Kredite sollen 
nicht überschuldete Euro-Länder retten, son-
dern den Rest der Euro-Zone vor den Folgen 
ihrer Überschuldung. Es ist ein Schutz der 
Gläubiger vor den Schuldnern. 

War Griechenland ein Opfer der Spekulanten?

Faktenlage: Griechenland hatte vor der 
Krise zwar hohe Schulden. Doch war diese 
Verschuldung tragbar. Die Zinslastquote – 
also der Anteil der Zinszahlungen an der 
Wirtschaftsleistung – betrug 2008 rund 
4,3 Prozent. Zehn Jahre zuvor waren es 
noch fast 8 Prozent. Die Zahlungsunfähig-
keit drohte Athen erst, seitdem die Finanz-
märkte Ende 2009 griechische Anleihen 
fallen ließen, was für Athen neue Kredite 
unbezahlbar machte. Insofern ist Athen 
ein «Opfer der Märkte».
Einordnung: Häufig wird behauptet, Grie-
chenland sei «selbst schuld» an seiner 
Krise. Seine Wirtschaft sei marode, die 
Regierungen der letzten Jahrzehnte wä-
re verschwenderisch gewesen, die Ge-
sellschaft korrupt und die Bevölkerung 
faul. Die Krise sei insofern eine notwen-
dige Konsequenz der wirtschaftlichen 
und finanziellen Gegebenheiten des Lan-
des. Dies trifft jedoch nicht zu. Denn ers-
tens war die Lage Griechenlands gar nicht 
so desolat, wie häufig behauptet wird. 
Dies sollten die oben genannten Argu-
mente zeigen. Zweitens übersieht die 

«Selbst-schuld-Hypothese» einen wich-
tigen Punkt: Ob ein Land nur verschuldet 
oder überschuldet ist, hängt von der Be-
wertung der Finanzmärkte ab, also vom 
«Vertrauen» der Kreditgeber in die künf-
tige Schuldenbedienungsfähigkeit eines 
Landes. Diese Bewertung bezieht sich auf 
die Zukunft. Sie ist eine subjektive Erwar-
tung – und insofern nie identisch mit der 
objektiven Lage eines Landes. Eine Ver-
trauenskrise ist daher nie etwas Zwangs-
läufiges, sondern eine Entscheidung der 
Finanzmärkte.
Dass die Anleger irgendwann gegen Grie-
chenland spekulierten, war demnach 
nicht unausweichlich. Andererseits war 
dies auch kein bloßer Zufall. Warum? Die 
Geldanleger reagierten im Jahr 2009 sehr 
nervös. Weltweit hatten Staaten im Zu-
ge von Krise und Bankenrettungen ho-
he Schulden angehäuft. Gleichzeitig war 
die Geschäftslage der Banken weiter pre-
kär. Dies minderte ihren Risikoappetit, sie 
suchten nach Sicherheit. Es tauchte bei 
Anlegern daher die Frage auf: Wo ist unser 
Geld sicher? Welches Land ist eigentlich 
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noch kreditwürdig? Bei diesem kritischen 
Ländervergleich schnitt Griechenland 
2009 am schlechtesten ab. Seine Wirt-
schaft schrumpfte. Bereits 2008 hatte es 
ein hohes Haushaltsdefizit von 8 Prozent 
der Wirtschaftsleistung. 2009 waren es 
fast 17 Prozent – der schlechteste Wert in 
der industrialisierten Welt.
Zudem hatte Griechenland nicht nur ho-
he Gesamtschulden, sondern auch die 
gefährlichste Schuldenstruktur. Erstens: 
Rund ein Drittel seiner Schulden bestand 
aus Krediten mit flexiblen Zinsen. Sprich: 
Die Zinsen, die Athen auf diese Kredite 
zu zahlen hatte, konnten jederzeit erhöht 
werden. Zweitens: Rund 70 Prozent der 
Gläubiger Athens kamen aus dem Aus-
land – konnten ihr Geld also jederzeit ab-

ziehen. Gleichzeitig hatte Griechenland ein 
hohes Defizit im Außenhandel, war also 
permanent auf Kredite aus dem Ausland 
angewiesen, um dieses Defizit zu finanzie-
ren. Und drittens: Den Schulden Athens 
standen nur wenige Forderungen gegen-
über. Sprich: Die griechische Regierung 
hatte viel Kredit genommen, aber we-
nig vergeben. Die Netto-Staatsschulden 
(Schulden minus Forderungen) betrugen 
2010 etwa 115 Prozent der Wirtschafts-
leistung und waren damit so hoch wie 
die Japans. Insofern kann man sagen: Die 
Spekulation gegen Griechenland war nicht 
zwangsläufig – aber eben auch kein bloßer 
Zufall. Sie war die Folge einer Neubewer-
tung der Kreditgeber vor dem Hintergrund 
einer globalen Finanzkrise.
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Teil III: Der Wendepunkt 2011 – 
«Euro-Rettung» und ein neues 
Programm für Europa

Der Versuch, Griechenland die Schuld an sei-
ner Krise zuzuschieben und das Land als Ein-
zelfall zu brandmarken, scheiterte im Verlauf 
der Jahre 2010 und 2011. Zum einen führten 
die mit den Krediten verbundenen Spar- und 
Reformauflagen Griechenland immer tiefer in 
die Krise, anstatt sie zu beheben. Zum ande-
ren wurde immer deutlicher, dass das Schul-
denproblem gar kein exklusiv griechisches ist. 
In allen Industriestaaten hatte die Finanzkrise 
ab 2008 die Schulden massiv erhöht. Nach 
Griechenland gerieten daher auch Länder wie 
Irland, Portugal, Spanien und Italien ins Vi-
sier der Finanzmärkte. Auch für diese Staaten 
stiegen die Zinsen, auch dort drohten Staats-
pleiten. Die Euro-Zone legte immer neue Ret-
tungsprogramme auf. Doch die Krise schritt 
voran, die Euro-Zone drohte zu implodieren. 
Daher entschieden sich die Euro-Staaten un-
ter Führung der deutschen und französischen 
Regierung für einen umfassenderen Lösungs-
ansatz. Ende Oktober 2011 präsentierten sie 
ihre Strategie, die in den folgenden Monaten 
umgesetzt wurde. Sie fußte – neben neuen 
Krediten und einem Schuldenschnitt für Grie-
chenland – im Wesentlichen auf zwei Ele-
menten, die Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble den Mitgliedern des Bundestages in 
einem Brief so darstellte: 
–	� «Eine effiziente Nutzung des temporären 

Rettungsschirms, um Ansteckungseffekte 
im Keim ersticken zu können.»

–	� «Ein klares Bekenntnis potenziell von Finan-
zierungsproblemen gefährdeter Staaten, 
dass sie die notwendigen finanz- und wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen ergreifen» 
werden.

Das Ergebnis ist ein neuer finanz- und wirt-
schaftspolitischer Rahmen für die EU. Was 
als Programm zur Euro-Rettung begann, ist 

zu einem dauerhaften Anspruch an die Staa-
ten geworden, zu sparen und «wettbewerbs-
fähiger» zu werden – zum Wohle der Inves-
toren, auf Kosten der Bevölkerungen. Ein 
Programm, gegen das sich Syriza wendet 
(siehe Teil I).

Erster Schritt: EFSF, ESM und 
EZB – eine Brandmauer um 
die Euro-Krisenstaaten 
Beschluss: Europa hat einen permanenten 
Rettungsschirm erhalten. Im ersten Schritt 
wurde der EFSF vergrößert.1 Konnte er bei sei-
ner Gründung 2010 noch 250 Milliarden Eu-
ro ausleihen, so wurde dieser Betrag im Okto-
ber 2011 auf 440 Milliarden Euro erhöht. Dies 
sollte das Vertrauen der Finanzmärkte in die 
Euro-Zone stärken. Denn mit dem EFSF kön-
nen Länder finanziert werden, die das Vertrau-
en der Märkte verlieren und daher von ihnen 
keine Kredite zu bezahlbaren Zinsen mehr be-
kommen. Der EFSF und seit Mitte 2012 der 
ESM garantieren den Kreditgebern also dau-
erhaft die Bedienung ihrer Forderungen an 
Staaten der Euro-Zone.
Einordnung: Trotz ihrer Vergrößerung galten 
EFSF und auch ESM als zu klein, um bei ei-
ner Ausweitung der Krise große Euro-Staaten 
auffangen zu können. Daher erreichten sie ihr 
Ziel nicht: dem Finanzmarkt die Sicherheit zu 
geben, dass Euro-Staaten stets zahlungsfähig 
bleiben, auch wenn genau dieser Finanzmarkt 
gegen sie spekuliert und neue Kredite verwei-
gert. Gleichzeitig aber weigerten sich einige 
Euro-Länder, wie Deutschland, dem Euro-Ret-
tungsschirm mehr Geld zuzuweisen, mit dem 
Argument, dies sei zu teuer.
Dieser Widerspruch machte den Euro-Ret-
tungsschirm selbst unglaubwürdig. In der Fol-
ge flammte die Euro-Krise 2011/12 neu auf, 
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die Finanzmärkte spekulierten gegen Italien 
und Spanien, da klar war, dass der Euro-Ret-
tungsschirm nicht ausreichen würde, um so 
große Länder zu finanzieren. Beruhigt wurde 
die Lage im Verlauf des Jahres 2012 allerdings 
durch die EZB: Sie kündigte an, notfalls unbe-
grenzt Anleihen von jenen Staaten zu kaufen 
und damit zu stützen, die ein Hilfsprogramm 
mit dem ESM vereinbarten. Dieses Outright 
Monetary Transactions (OMT) genannte Auf-
fangnetz der EZB existiert nun dauerhaft und 
ergänzt den ESM. Das sorgte für Entspannung 
an den Märkten. Denn die EZB kann Geld dru-
cken, sie ist ein potenter Garant für den Wert 
der Euro-Staatsanleihen. Dennoch bleibt der 
Widerspruch bestehen: Auch wenn die EZB in 
einer akuten Krise Anleihen von Spanien oder 
Italien aufkauft, so bleibt unsicher, ob sie für 
ihr frisch gedrucktes Geld nur wertlose Papie-
re erhält. Sprich: EZB und ESM können Krisen-
staaten nur weitere Kredite geben, aber nicht 
garantieren, dass ein Staat seine Schulden 
auch bedienen kann.
Euro-Rettungsschirm und EZB-Käufe lösen al-
so nicht das Glaubwürdigkeits- und Schulden-
problem der Euro-Zone, sondern erweitern es. 
Daher beschlossen die Staaten in einem drit-
ten Schritt weitreichende Maßnahmen, um ih-
re Kreditwürdigkeit wieder herzustellen: Spar-
samkeit und Wettbewerbsfähigkeit.

Zweiter Schritt: Dauerhafte 
Stabilität durch Schulden­
bremse und Lohnsenkung
Um die Finanzmärkte dauerhaft zu beruhi-
gen, kam es zu einem klaren «Bekenntnis 
potenziell von Finanzierungsproblemen ge-
fährdeter Staaten, dass sie die notwendigen 
finanz- und wirtschaftspolitischen Maßnah-
men ergreifen» werden.2 Das «potenziell» in 
diesem Zitat ist bedeutsam. Denn «potenziell» 
von Finanzierungsproblemen betroffen sind 
letztlich alle Staaten der Euro-Zone. Kein Land 
kann sich daher den geforderten Maßnah-
men entziehen.

1. Die «finanzpolitischen Maßnahmen»: 
Gesetze zum Sparen
Beschlüsse: Die meisten EU-Staaten haben 
sich mit der Zustimmung zum Fiskalpakt quasi 
verboten, künftig in größerem Umfang Schul-
den aufzunehmen. Wer den Fiskalpakt ab-
lehnt, erhält keine Kredite aus dem Euro-Ret-
tungsschirm. 
Erstes Gesetz: eine «Schuldenbremse». Nach 
deutschem Vorbild soll in die nationalen Ver-
fassungen aller Länder der Euro-Zone das Ziel 
eines ausgeglichenen Haushalts aufgenom-
men werden. Das sogenannte strukturelle – 
also das langfristige, durchschnittliche, um 
Konjunkturschwankungen bereinigte – Haus-
haltsdefizit darf seit 2014 nicht über 0,5 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung liegen. Ange-
strebt wird sogar ein Haushaltsüberschuss, 
sprich: Die Staaten sollen sich gar nicht mehr 
verschulden. Im Falle von Verstößen gegen 
diese Vorgabe soll ein automatischer Korrek-
turmechanismus greifen, bei dem «Schulden-
sünder» der EU-Kommission ihre Pläne zur 
Besserung vorlegen müssen.
Zweites Gesetz: ein verschärfter Euro-Sta-
bilitätspakt. Liegt in einem Jahr das aktuelle 
(nicht das strukturelle) Haushaltsdefizit eines 
EU-Landes über 3 Prozent der Wirtschafts-
leistung, soll dies in Zukunft automatisch 
Konsequenzen nach sich ziehen, zum Beispiel 
Strafzahlungen.
Einordnung: Bei der «Schuldenbremse» gibt 
es ein technisches Problem: Wie hoch ist das 
strukturelle Defizit überhaupt? Welcher Teil ei-
nes Defizits ist der Konjunktur geschuldet und 
welcher nicht? Das lässt sich nicht sauber kal-
kulieren. Das Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) zeigt in einer Un-
tersuchung nicht weniger als 70 unterschied-
liche Varianten auf, ein strukturelles Defizit zu 
berechnen.3 Hier gibt es also viel Raum für 
Manipulationen.
Das eigentliche Problem von festen Vorgaben 
für Haushaltsdefizite eines Staates aber liegt 
im Maßstab. Denn anders als ihre Ausgaben 
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hat eine Regierung ihr Defizit nicht unter Kon-
trolle. Beispiel Griechenland: Zwischen 2009 
und 2011 kürzte der griechische Staat seine 
Ausgaben4 um rund 17 Prozent (auf Deutsch-
land übertragen, wären das rund 180 Milliar-
den Euro gewesen). Zudem wurden die Steu-
ern erhöht. Dennoch konnte das Defizit im 
Jahr 2011 nicht gesenkt werden. Der Grund 
hierfür: Das Sparprogramm ließ Wirtschafts-
leistung und Steuereinnahmen einbrechen. 
Damit wuchs das Haushaltsdefizit (also die 
Neuverschuldung in Prozent der Wirtschafts-
leistung) immer weiter. Künftig muss ein der-
artiger «Defizitsünder» nun auch noch Strafen 
zahlen, was seine Finanzsituation sicherlich 
nicht verbessern dürfte.
Die aufgestellten Defizitregeln werden also 
auf Dauer nicht funktionieren. Dennoch be-
stand die Bundesregierung auf der Einfüh-
rung von «Schuldenbremsen» und verschärf-
ten Sparanforderungen. Denn diese Bremsen 
sind ein politisches Bekenntnis zu «stabilen» 
Staatsfinanzen. Mit diesem Bekenntnis sol-
len Euro-Staatsanleihen zu unhinterfragbar 
vertrauenswürdigen Finanzanlagen gemacht 
werden. Zudem erhält die Stabilität von Eu-
ro-Staatsschulden – also die Stabilität der Ver-
mögen der Finanzanleger, die diese Anleihen 
halten – Verfassungsrang und damit auch die 
Aufgabe, das «Vertrauen» der Anleger zu be-
wahren. Deshalb kann in Zukunft auch jede 
Kürzung von Sozialleistungen mit Verweis auf 
die Verfassung begründet werden. So wird et-
waiger Protest mundtot gemacht.
Die Begrenzung der Staatsausgaben ist das 
eine. Doch weiß die Politik auch: Ohne ent-
sprechendes Wirtschaftswachstum gibt es 

keine Stabilität der Staatsschulden. Wo aber 
soll das erforderliche Wachstum herkommen? 
Die Politik setzt hier ganz auf Maßnahmen zur 
Erhöhung der internationalen «Wettbewerbs-
fähigkeit». 

2. Die «wirtschaftspolitischen Maßnah-
men»: Gesetze zur Lohnsenkung
Beschlüsse: Im Zuge der «makroökonomi-
schen Überwachung» und des «Europäischen 
Semesters» prüft die EU-Kommission jedes 
Jahr die außenwirtschaftlichen Ungleichge-
wichte der Mitgliedsstaaten – vor allem die 
Außenhandelsdefizite, also ob Länder mehr 
importieren, als sie exportieren. Bei großen 
Außenhandelsdefiziten macht die Kommissi-
on Vorschläge für Reformen, die umzusetzen 
sind.5 Andernfalls wird ein Verfahren wegen 
übermäßigen Ungleichgewichtes eingeleitet.6 
Bewertet werden in dem Überwachungsver-
fahren zum Beispiel die Arbeitsmärkte, die Ex-
portanteile, die Entwicklung der Produktivität, 
die Wachstumsaussichten und die Profitabi-
lität der nationalen Unternehmen. Ziel ist es, 
durch verstärkte Kontrollen und Reformen Eu-
ropas internationale «Wettbewerbsfähigkeit» 
zu stärken. 
Einige «Krisenstaaten» insbesondere in Süd
europa haben unter dem Druck der Finanz-
märkte und der EU in den vergangenen 
Jahren ihre Wirtschaften umgebaut. Die be-
schlossenen und angekündigten Reformen 
orientieren sich an der «Agenda 2010» der 
rot-grünen Bundesregierung und beinhalten 
vor allem eins: die Senkung der Lohnstück-
kosten, also der Lohnkosten pro produzierter 
Einheit. «Deutsche Reformerfolge sind die 
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Blaupause für Europa», so Unicredit-Volkswirt 
Andreas Rees.7 Zentrales Anliegen der Regie-
rungen wie auch der Finanzmärkte ist dabei 
die Schwächung der Verhandlungsposition 
der Gewerkschaften. «Das EU-Krisenmanage-
ment höhlt die Flächentarifverträge aus und 
erzwingt einen Systemwechsel in den Arbeits-
verhältnissen.»8 
Beispiel Griechenland: Kollektive Lohnver-
handlungen verlieren an Verbindlichkeit. Ta-
rife werden vor allem auf Unternehmens
ebene oder direkt zwischen dem einzelnen 
Arbeitnehmer und Unternehmen ausgehan-
delt. Als untere Lohngrenze existiert nur noch 
der Mindestlohn, der um 20 Prozent gesenkt 
wurde. Das macht die Beschäftigten erpress-
bar und hat das Lohnniveau massiv gedrückt. 
Fast 60 Prozent der Arbeitnehmer im priva-
ten Sektor verdienen weniger als 800 Euro 
im Monat. Die Erhöhung des Rentenalters 
spart dem Staat nicht nur Pensionszahlun-
gen, sondern lässt auch die Zahl der Bewer-
ber auf dem Arbeitsmarkt steigen. Dies facht 
die Konkurrenz der Lohnabhängigen um Ar-
beitsplätze weiter an.
Beispiel Spanien: Mit der Reform vom Febru-
ar 2012 fand in Spanien eine «Revolution am 
Arbeitsmarkt»9 statt. Es wurden Abfindungs-
zahlungen für Entlassene mit einer Obergren-
ze versehen. In wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten und bei Umstrukturierungen können 
Unternehmen nun ohne Zustimmung der Ge-
werkschaften die Löhne senken und die Ar-
beitszeiten verändern. In kleinen und mittleren 
Unternehmen – die 99 Prozent der spanischen 
Wirtschaft ausmachen – wurde ein neuer Ar-
beitsvertrag eingeführt, der für alle Neuange-
stellten eine Probezeit von einem Jahr vor-
sieht. Das Rentenalter ist erhöht worden. Die 
geplante Erhöhung des Mindestlohns wurde 
gestrichen.
Beispiel Italien: Unternehmen wird erlaubt, 
weniger Lohn zu zahlen, als der Tarifvertrag 
vorsieht. Kleine Betriebe müssen zukünftig we-
niger Sozialabgaben zahlen. Lohnverhandlun-

gen sollen stärker auf die Unternehmensebe-
ne verlagert werden, um die Lohnentwicklung 
zu bremsen. Das Rentenalter wird angehoben. 
Der Kündigungsschutz wurde gelockert, um 
die Gewerkschaften zu schwächen, und Ab-
findungszahlungen wurden gedeckelt. All dies 
dient dazu, den «italienischen Unternehmen 
das Wirtschaften zu erleichtern und mehr aus-
ländische Investoren anzulocken».10

Beispiel Portugal: Wie in den anderen Län-
dern bremsen Lohnkürzungen im öffentli-
chen Dienst von bis zu 30 Prozent die Lohn
entwicklung im Privatsektor. Vier Feiertage 
und drei Urlaubstage entfallen. Entlassungen 
wurden vereinfacht und Abfindungszahlun-
gen gesenkt. Unternehmen dürfen von Tarif-
verträgen abweichen und weniger Lohn zah-
len. Durch niedrigere Überstundenzuschläge 
und flexiblere Arbeitszeitregelungen soll der 
Einsatz von Arbeitskräften flexibilisiert und da-
durch verbilligt werden.
Beispiel Frankreich: Unternehmen können 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten für ma-
ximal zwei Jahre ihre Löhne senken oder die 
Arbeitszeit erhöhen. Restrukturierungen von 
Unternehmen sind «vereinfacht» worden, 
sprich: Entlassungen sind billiger geworden. 
Die EU-Kommission fordert von der Regie-
rung weitere tief greifende Reformen des Ar-
beitsmarkts im Gegenzug für die Erlaubnis, in 
den nächsten Jahren mehr neue Schulden zu 
machen als ursprünglich geplant.
Einordnung: Durch diese Maßnahmen soll 
die Produktion rentabler und sollen die Expor-
te gesteigert werden. Das Ziel ist simpel: eine 
Erhöhung der Gewinnspannen der Unterneh-
men,11 die gleichzeitig durch Steuernachlässe 
unterstützt werden. Einnahmeausfälle kom-
pensieren alle Staaten über eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer – also über eine Verteuerung 
des Konsums der privaten Haushalte. Die rela-
tive Verarmung der Menschen ist für die Poli-
tik damit nicht länger ein vorgefundener Fakt, 
sondern ein Zustand, der erst herzustellen ist.
Es handelt sich um einen breit angelegten An-
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griff auf Arbeitnehmerrechte – Rechte, die 
früher einmal hart erkämpft werden mussten 
und nicht so bald wiederkehren werden. Denn 
die «Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit» ist 
erstens auf Dauer angelegt. Zweitens: Wett-
bewerbsfähigkeit ist eine 
Relation. Lohnsenkungen in 
einem Land erhöhen seine 
Wettbewerbsfähigkeit – und 
mindern die Wettbewerbs-
fähigkeit anderer Länder, die 
mit neuen «Reformen» nachziehen müssen, 
um ihre Position zu halten. Es ist ein Wettlauf 
nach unten.12 Und der ist gewollt: «Wenn sich 
die Euro-Länder bei ihrer Wettbewerbsfähig-
keit irgendwo beim Mittelwert treffen, wird 
Europa in der Welt nicht bestehen», so Bun-
deskanzlerin Merkel.13

Fazit: Was die «Euro-Rettung» rettet
So sieht sie also aus, die «Rettung» der Eu-
ro-Zone und damit des Euro vor dem Miss-
trauen der Finanzmärkte: Für Länder wie 
Griechenland, Irland und Portugal wird die 
Bedienung der Schulden zur obersten Staats-
aufgabe. Sie müssen sparen, und große Tei-
le ihrer Bevölkerung verarmen, im Dienste 
der Kreditwürdigkeit Europas. Damit sie das 
schaffen, erhalten sie milliardenschwere Ga-
rantien und Kredite von den Euro-Staaten – 
Kredite, die sie zurückzahlen müssen.
Bei den anderen Staaten soll Finanzstabilität 
als quasi automatisches Ergebnis von strikten 
Haushaltsregeln entstehen, nach dem Mot-
to: Die Regierungen müssen nur sparen wol-
len, dann geht das schon. Die Haushaltsregeln 
sollen garantieren, dass Euro-Staatsschulden 
künftig das Vertrauen der Finanzmärkte ge-
nießen, dass sie also erstklassige Geldanlagen 
sind, die die Rendite der Finanzanleger sichern.
Die vorgeschriebenen Sparorgien belas-
ten zwangsläufig die inländische Nachfrage. 
Als Ausgleich sollen Europas Staaten ganz 
auf den Export setzen, den sie wiederum mit 
«wachstumsförderlichen» Reformen unter-

stützen müssen: mit der Aufweichung des 
Kündigungsschutzes, der Erhöhung des Ren-
tenalters, der Senkung des Mindestlohns und 
der Schwächung der Tarifautonomie und der 
Gewerkschaften – alles im Dienste sinkender 

Lohnstückkosten und der 
Kreditwürdigkeit Euro-
pas.14 Deutsche Konzern-
vertreter finden das gut: 
«Jetzt muss es darum ge-
hen, über Wettbewerbs-

fähigkeit und private Investitionen wieder zu 
Wachstum zu gelangen», so der Bundesver-
band der Deutschen Industrie.15

«Wir alle haben über unsere Verhältnisse ge-
lebt», heißt es immer wieder. Die Maßnahmen 
zur «Rettung des Euro» machen klar, wer nun 
sparen muss: Rentner, Kranke und Arbeitslo-
se. Die Arbeitskraft muss grundsätzlich bil-
liger werden. Unternehmen dagegen sollen 
mehr verdienen, und der Staat soll mehr ein-
nehmen, um kreditwürdig zu bleiben. Denn 
die Regierungen brauchen immer mehr Kre-
dite zur Bedienung ihrer alten Schulden, und 
das bedeutet, die Finanzvermögen der Anle-
ger zu sichern. So nimmt die EU 2010 ihr Of-
fensiv-Programm wieder auf, Europa bis zum 
Jahr 2020 zur «wettbewerbsfähigsten Region 
der Welt» zu machen.
Auf diese Weise soll die Stabilität der Eu-
ro-Staatsschulden für das Finanzkapital ga-
rantiert werden. Dass die Finanzvermögen 
sich verwerten, dafür haften die Arbeitnehmer 
per Lohnsenkung und steigender Produkti-
vität – also über ihre relative Verarmung. Be-
schweren sollen sich die Opfer der «Euro-Ret-
tung» dann bei den «faulen Griechen» und den 
«verschwenderischen Italienern» oder den 
«reformunwilligen Franzosen». Man kann es 
auch so ausdrücken: Eine Entwertung des Fi-
nanzkapitals wird verhindert durch eine Ent-
wertung der Arbeitskraft. Dass damit «unser 
Euro» gerettet werden soll, zeigt: Der Euro 
ist der allgemeine Reichtum in Europa. Aber 
eben kein gemeinsamer.
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1  Die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) ist eine Ge-
sellschaft nach Luxemburger Recht. Hinter ihr stehen als Bürgen 
die Euro-Staaten. Dank dieser Bürgschaft kann sich der EFSF an 
den Finanzmärkten zu niedrigen Zinsen Geld leihen. Dieses Geld 
leiht er gegen Zinsaufschlag weiter an gefährdete Euro-Staaten. 
Seit Mitte 2012 ist der dauerhafte Europäische Stabilisierungsme-
chanismus (ESM) einsatzbereit. In den ESM zahlen die Mitglied-
staaten 80 Milliarden Euro als Grundkapital ein, sie stehen dem 
ESM unmittelbar zur Verfügung. Dazu kommen 420 Milliarden 
Euro an Kreditgarantien der Staaten.  2  So der deutsche Finanz-
minister Wolfgang Schäuble in einem Schreiben zu den Ergebnis-
sen des EU-Gipfels am 26. Oktober 2011.  3  IMK Working Paper, 
Nr. 88, Januar 2012, unter: www.boeckler.de/imk_5279.htm?pro-
dukt=HBS-005162&chunk=1&jahr=.  4  Nicht einberechnet sind 
hier die Ausgaben für Zinsen, die die griechische Regierung nicht 
beeinflussen kann.  5  Im umgekehrten Fall – wenn ein Land Ex-
portüberschüsse verzeichnet – bleibt es ungeschoren. So auch 
Deutschland. Vgl. www.ftd.de/politik/europa/:wirtschaftliche-un-

gleichgewichte-bruessel-vertuscht-deutsche-suenden/60168919.
html.  6  Deutsche Bank, Aktueller Kommentar, 17.2.2012.  7  Frank
furter Rundschau, 17.11.2011.  8  Müller, Torsten: Europas Angriff 
auf die Tarifpolitik, in: IPG-Journal, 18.12.2014, unter: www.ipg-jour-
nal.de/schwerpunkt-des-monats/gewerkschaften-in-europa/artikel/
detail/europas-angriff-auf-die-tarifpolitik-693/.  9  Commerzbank, 
Economics aktuell, 13.2.2012.  10  Commerzbank, Economic In-
sight, 23.1.2012.  11  Natixis, Flash Economics, 31.1.2012. Die Bank 
rechnete dankenswerterweise gleich aus, um wie viel die Lohnstück-
kosten sinken müssten, damit ein Land mit Deutschland konkurrie-
ren kann. Das Ergebnis: in Italien um 50 Prozent, in Frankreich um 
30 Prozent.  12  «Heute werden die Griechen verarmt, morgen seid 
ihr dran!» (Plakat in Berlin-Kreuzberg).  13  Zit. nach Spiegel-online, 
25.1.2012.  14  «Über Reformen am Arbeitsmarkt und Abbau der 
Bürokratie wird Europa seine Wettbewerbsfähigkeit verbessern», so 
warb Kanzlerin Merkel im Februar 2012 für eine Beteiligung Chinas 
am Euro-Rettungsschirm EFSF (Focus-online, 2.2.2012).  15  Presse-
mitteilung des BDI vom 9.12.2011.
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Fünf Jahre «Griechenland-

Rettung»: Im Frühjahr 2010 

bewahrten die EU-Staaten 

und der Internationale 

Währungsfonds (IWF) die 

griechische Regierung vor 

der Zahlungsunfähigkeit. 

Fünf Jahre und zwei 

Kreditprogramme später ist 

Griechenlands Wirtschaft 

ruiniert, die Bevölkerung 

verarmt und der Staat  

weiter zahlungsunfähig.


